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N 9, Breslau, Donnerſtatz den 11. Jauuar i 1844. 
8 Dee 6 5 2 
Nedacteur: N. Hilſcher. 


Die Einreichung der Erziehungs⸗Berichte und Antrags die Beſorgniß anführen, daß die Erhebung bei Mühlen und Verſchaffung von Vorſluth vom Löten 

Vormundſchafts⸗Rechnungen für das Jahr 1843 e den ate, Entmurfs zun Web dat Beſtehen November 1811 erfolgen ſol. 
wird den, der Aufſicht des Vormundſchafts⸗ 1 eee ee werd, ſo Der dieraus hervorgehende, auf die U ee 
Gerichts untergeordneten Herren Vormuͤndern Unfer ſich dielelben aus der beiliegenden, Denkſchrilt den beutinen Zuffand der eee 
in Er b zu Uaſerer SuftisMinifter überzeugen, daß dieſe Beſorg⸗ Verhältniſſe gegründete Geſetz Entwurf ſoll alsdann 
rinnerung gebracht und erwartet, daß bis niß unbegründet iſt, wie ſolche denn überhaupt bei auch dem dortigen Landtage zur Begutachtung voege⸗ 

Ende Januar 1844 alle Berichte und Rech- Unſerem wiederholt aus geſprochenen Willen, jenes Ver: legt werden. 

nungen eingehen. Nach Ablauf dieſer Friſt fahren ungefährdet zu erhalten, nicht Platz greifen kann. Weinſteuer⸗Eeſetz. 
wird die anderweite Aufforderung auf Koſten Was endlich die Behauptung Unſerer getreuen Stände Da Unſere getreuen Stände wegen des ihnen zur 
betrifft, daß denſelben die Löſung ihrer Aufgabe durch Begutachtung vorgelegten Entwurfs eines neuen Wein⸗ 


d i \ El? h 
e BR inch: verſpätete Mittheilung der Geſes⸗Entwürfe erſchwert ſteuergeſetzes, unter Bezugnahme auf die Denkſchrift 
i 5 gs⸗Berichte muͤſſen vo ſtaͤn ig worden, ſo geht aus dem dieſem Beſcheide angeſchloſſenen des zu feiner Prüfung vorgelegten Ausſchuſſes, darauf 

und ihrem Zwecke entſprechend, zu den in der Promemoria Unſeres Ministers des Innern hervor, angetragen haben, den Entwurf nur mit den von 
Beſtallung bezeichneten Akten erſtattet werden. daß dem Landtage dle Geſetz⸗Entwürſe ſo früh, als ihnen vorgenommenen Abänderungen zum Geſetz zu er⸗ 
Die Unterſchrift des Vormundes muß, außer es thunlich war, zugegangen find, und daß demſelden beben, dieſe Abänderungen aber in Ihrer vollen Aus⸗ 
zur gründlichen Prüfung des Entwurfs die erforder⸗ dehnung, wegen der Verhältniſſe gegen die zum Zoll⸗ 


dem vollſtaͤndigen Namen 4 . 2 

auch 60 5 Angabe d u Peg liche Zeit nicht gefehlt bat. Verein gehörigen Bundesſtaaten, unannehmbar erſchei⸗ 

— 9 ngabe der ohnung ent⸗ i Bergrecht. nen, ſo muß es bei den ſeitherigen geſetzlichen Beſtim⸗ 
alten. Die gutachtlichen Bemerkungen über den Entwurf mungen über die Weinſteuer ſein Bewenden haben. 


eines allgemeinen Bergrechtes und der Inſtruction zur Aus beſonderer Rückſicht für die bebrängte Lage der 

9. Auguſt 1841 Bezug genommen, wonach Verwaltung des Bergwerks⸗Regals werden bei der Weinbauer wollen Wir jedoch die Befreiung des 

über den regelmaͤßigen Schulb eſuch der Pflege⸗ nunmehr eingeleiteten definitiven Berathung des Ge⸗ Haustrankes von dieſer Steuer, nach näherer Vor⸗ 

befohlenen die Zeugniffe der betreffenden Leh⸗ genſtandes nach genauer Erwägung im allgemeinen ſchrift Unſerer Ordre vom 19. Januar 1843, fort⸗ 
en 1 betreffenden Leh⸗ Intereſſe ihre Erledigung finden. Was aber die bel beſtehen laſſen. 

rer dem Erziehungsberichte beigefügt. werden dieſer Veranlaſſung geäußerten Wünſche wegen anders | II. Auf die Rändifhen Petlonen. 

muͤſſen. weitiger Regulirung der Bergwerke⸗Abgaben auf der Entwickelung des e vereinigten ſtändiſchen Aus: 


Zu den Erziehungs⸗ Berichten erhalten die rechten Nösinfeite verre fo wüſſen Wir Unſeren ge⸗ . 
treuen Ständen unter Hinwelſung auf den Landtags: Den das Weſen der preußiſchen Verfaſſung verken⸗ 


en mu e n ormu⸗ : 
Er DE Ken 16 Ai Abſchied vom 1. November 1841 (18) zu erkennen nenden und die im §. 49 des Geſetzes vom 27. März 
Ki 5 geben, daß der Bergwerke⸗Zehnte — welchen Wir und 1824 den Prorinztal-Ständen vorgezeichneten Grenzen 
nge. 5 Unfere Vorfahren als einen Theil des im landesherr⸗ überſchreitenden Anträ zen Unferer getreuen Stände, der 
Die Erziehungs⸗Berichte ſowohl, als alle lichen Bergwerks⸗Regal begriffenen Nugungsregpts — ten Sinn es if: 
uͤbrigen Eingaben an das Vormundſchaftsge⸗ bei deſſen Ueberlaſſung an Privatperſonen, Uns vorbe⸗ die Ausſchüſſe der Landtage in Reichsſtände zu ver 
richt können, — wenn nicht eine beſondere 88 2 id a ars 3 Sagt pi 
. 1 et, werks⸗Eigenthums un ergwerks⸗Betriedes nicht an⸗ müſſen r Unſere Genehmigung verſagen. 
Hi Alm W und zuſehen; — mithin der Berawerksſteuer⸗Eihebung nach Den Weg, welchen wir in 55 Gebiete zu gehen 
9 geg . | dem Geſetz vom 21. Aprit 1810 nicht gegenüberzuſtel⸗ entſchloſſen find, haben Wir mehrfach kund gethan. 
Breslau den 4. December 1843. len — une vielmehr die ausſchließliche geſetzliche Bes Auf dieſem Wege werden Wir Uns durch keinerlei Bes 
Koͤnigl. Vormundſchafts⸗Gericht. din gung iſt, unter welcher Wir, durch Verleihung ſtrebungen hemmen, noch fortdrängen laſſen, vielmehr 
— auf jedesmaliges Nachſuchen, ein privatives Berg⸗ Verſuche, welche dahin gerichtet ſind, jederzeit mit Nach⸗ 
Eigenthums⸗ und Nutzungsrecht beſonders bewilllgen. bruck zurückweiſen. f z 
lieberficht der Nachrichten. Bei rechter Würdigung dieſes Rechtsverhältniſſes der Veränderungen in der Geſchäftsordnung der vereinig⸗ 
Landtags⸗Angelegenheiten. Minifterialblatt des Innern. Bergbauer aber muß nicht allein die Beſchwerde über ten Ausſchüſſe, welche dazu beitragen können, deren 
Schreiben aus Berlin. — Vom Rhein. M. von Prägravation unbegründet erſcheinen, ſondern auch Berathungen noch erſprießlicher zu machen, ſind Wir 
Haber in Alzei. — Nachrichten aus Frankreich, jede vergleichende Bezugnahme auf die Bergwerks⸗ eintreten zu laſſen gern geneigt. Es bleibt aber Un⸗ 


Spanien, Portugal, Großbritannien, Oſtindien Steuern in dem Gebiete der linken Rheinſeite weg⸗ ſerer Fürſorge vorbehalten, in dieſer Beziehung die wei⸗ 
teren Uns zweckmäßig erſcheinenden Beſtimmungen auf 


Gleichzeitig wird auf die Aufforderung vom 


und China. fallen. 
eee e Wir können ſonach den Uns vorgetragenen Wunſch ' Grund der von Uns bereich früher angeordneten Be: 
Landtags : Angelegenheiten. als rechtlich begründet nicht anerkennen, und muß es rathungen zu treffen. N 
Dem vom 30. December datirken Landtags⸗Abſchiede lediglich Unſerer landesvätetlichen Fürſorge vorbehalten Rechtzeitige Mittheilung, der dem Landtage vorzulegenden 
für die zum ſiebenten Provinzial⸗Landtage verſammelt bleiben, die Zuläſſigkeit einer Ermäßigung der Berg⸗ Fe eſetzentwürfe. 
geweſenen Stände der Rhein⸗Provinz entlehnen wit werks⸗Abgaben künftig in nähere Erwägung zu nehmen. | Auf die e: 
folgende Stellen: Wenn übrigens Unſere getreuen Stände am Schluſſe die dem Landtage zur Begutachtung vorzulegenden 
I. Auf die gutachtlichen Erklärungen über ihrer Adreſſe gegen die mögliche künftige Ausdehnung Geſetzentwürfe ſo frühzeitig als möglich jedem ein⸗ 
die vorgelegten Propoſitionen. des proponirten Berggeſetzes auf das linke Rhein⸗ufer zelnen ſtändiſchen Mitgliede zufertigen zu laſſen, 
Strafgeſetzbuch. j eine Verwahrung einlegen, obgleich ihnen eröffnet eröffnen Wir Unſeren getreuen Standen, daß Wir be⸗ 


Bei den Berathungen Unſerer getreuen Stände über iſt, daß ſolche nicht beabſichtigt werde, ſo müſſen Wir reits die in Unſerem gnädigſten Propoſitions⸗Dekrete 
den Entwurf eines Strafgeſetzes haben Wir den Man⸗ dieſe Aeußerung als durchaus ungehörig und über die vom 30. Aprit 1841 ausgeſprochene und unverändert 
gel unbefangener und voturtheilsfreier Prüfung deſſel⸗ Grenzen der ſtaͤndiſchen Befugniſſe hinausgehend zu⸗ fortbeſtehende Adſicht, die Geſchäfte der verſammelten 
den mit Mißfallen wahrgenommen. Da indeſſen Un: rückwe ſen. 5 0 Landtage dadurch zu fördern und zu erleichtern, daß 
ſete getreuen Stände das Gutachten ihre® Aus ſchuſſes Geſetz über die De der Privatflüffe, diejenigen Propoſitionen, welche einer beſonders aus. 
über den Entwurf des Strafgeſehbuches als das ibrige | Die Angemeſſenheit on obifitationen, welche Un⸗ fährlichen Erörterung bedürfen, dem Landtags Marfball 
angenommen und Uns vorgelegt haben, ſo werden Wir fere ee er, 5 e einzelner Beſtim⸗ eine angemeſſene Zelt vor Eröffnung zugefertigt wer⸗ 
daſſelbe in gleicher Weiſe, wie die der übrigen Pro⸗ | 1 28 in 0 . eh der Privat- den ſollen, um fie einem von ihm aus den Stände: 
vinzial⸗Landtage, bei der bereits eingeleiteten ſchlißlichen be Bus x Salter Bre für den Fall feiner Mitgliedern zu ernennenden und vorher zu verſammeln⸗ 
Bearbeitung dieſes wichtigen Geſetzes in reifliche und Ne Art > Fe 80 es Appellations-Gerichts⸗ den Ausſchuſſe zur vorbereitenden Bearbeitung zu üder⸗ 
ſorgfättige Erwägung nehmen. i i hofes zu Kö 5 guta 85 x ec haben, wird bei weifen, auch für den verfloſſenen Landtag durch die 

Den Antrag aber: einen neuen, auf die franzöſiſche der weiteren Berathung des Gegenſtandes geprüft; auch von Uns angeordnete Zufertigung des Strafrechte⸗Ent⸗ 
Geſetzgebung gegründeten Strafgefeg- Entwurf ausarbei⸗ foll dann zugleich erwogen — — ob dem ferneren wurfs und der Gemeinde- Ordnung an die zur Vor⸗ 
* zu laſſen, weiſen wir um ſo entſchiedener zurück, Antrage Unſerer getreuen tände ſtatt zu geben ſei, derathung derſelben vor Eröffnung des Landtags ver⸗ 

a Wir es Uns zu einer Hauptaufgabe geſtellt haben, dieſe Modifikationen auch — diejenigen Theile der ſammelten Ausſchüſſe bethätigt haben. Eben fo iſt 

2 Weſen und deutſchen Sinn in jeder Richtung Rheinprovinz eintreten ud affen, in welche das ge⸗ dem durch Unferen Landtags⸗Abſchied vom 7. Nopem⸗ 
3 Dir mn 5 dachte Geſetz, nach Anhörung der im vorigen Jahre ber 1841 genehmigten Antrage Unſerer getreuen Stände, 

Abſicht, ein Strafrecht in der preußiſchen Mo: hier verſammelt geweſenen ſtändiſchen Ausſchüſſe aller nach welchem auch den nicht zu den Ausſchüſſen beru⸗ 
narchie einzuführen, welches das Gute aufnimmt, wo Provinzen, bereits eingeführt worden iſt. fenen Mitgliedern des Landtages vor deſſen Eröffnung 
es ſich finder, iſt ſchon von Unſeres Herrn Vaters Was die Entwickelung anbetrifft, fo haben Wir de⸗ die Propoſitionen infomeit zugeſertigt werben ſollen, als 
Majestät im Landtags⸗Abſchiede vom 26. März 1839 reits angeordnet, daß, ſobald erſt über die Wirkungen dies in Anſehung der einzelnen Gegenſtände zweckmäßig 
im rheiniſchen Landtage eröffnet worden. Dieſe Ab⸗ jenes die Bewäſſerungen betreffenden Gefeges vom erſcheint und keine Bedenken entgegenſtehen, dadurch 
ſicht iſt in Uns durch den einſtimmigen Munſch aller 28. Februar d. J. mehr Erfahrungen geſammelt fein entſprochen, daß allen Landtags⸗Abgeordneten gleichzei⸗ 
übrigen ſieben Landtage noch defeſtigt. Wenn übri⸗ werden, eine Reviſion des in den älteren Provinzen tig mit den an ſie ergangenen Einderufungsſchreit en, 
gene Unfere getreuen Stände als Hauptgrund ihres der Monarchie geltenden Geſetzes wegen des Waſſerſtau's und mehrere Wochen vor der Eröffnung des Wade, 
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ein Exemplar des Strafrechts⸗Entwurfs und der dazu vorgetragen find, fo lag hier kein Faß vor, bei welchem eröffnen Wir Unferen getreuen Ständen, daß das Mi⸗ 
eine Sonderung in Theile Überhaupt gerechtfertigt war. niſterium für die Gefeg-Revifion in Gemäß heit Unſerer 


gehörigen Beilagen zugefertigt und die Einſicht des 
Entwurfs der Gemeinde⸗Ordnung denſelben durch 
Abdruck allgemein zugänglich gemacht worden iſt. 

Die Mitglieder des rheinifchen Landtages haben dieſe 
Verhandlungen eben fo frühzeitig vor Eröffnung des 
Landtages erhalten, als die Mitglieder aller übrigen 
Landtags⸗Verſammlungen. 

Welche Propoſitionen Wir künftig geeignet 


erachten, 


rufenden Ausſchuſſe vorgelegt und beziehungs weiſe auch 
den übrigen Landtagsmitgliedern vor der Einderufung 
zugefertigt zu werden, müſſen Wir in jedem einzelnen 
Falle Unſerer beſonderen Entſchließung vorbehalten, 

Wenn Unfere getteuen Stände für die beauftragte 
frühzeitige Mittheilung der Propofitionen noch geltend 
machen, daß dadurch der Verdacht, welcher hin und 
wieder hervortreten könnte, als ob der ſpäteren 
lung umfangreicher Arbeiten gewiſſe gegen das Anſehen 
der Stände⸗Verſammlung gerichtete Abſichten zum Grunde 
lägen, widerlegt werden würde, ſo erwarten Wir von 
Unſeren getreuen Ständen, daß fie ſelbſt jederzeit 
einem fo unwürdigen Verdachte, ſollte er wirklich be: 
merkbar werden, in der verdienten Weiſe entgetreten 
werden. 

amen der Redner in de 0 ichen⸗ 
Anführung a Segen F d uw ringe 

Daß weder in den für das Publikum abzudrucken⸗ 
den Landtags + Berichten, noch in den abzudruckenden 
Landtags⸗Protokollen die Namen der Redner genannt 
werden, beruht nicht auf minifterieller Deklaration, ſon⸗ 
dern auf Unſerer ausdtücklichen Beſtimmung, von der 
abzugehen, der Antrag Unferer getreuen Stände in der 
Denkſchrift vom 14. Juli c. Uns nicht veranlaſſen 
kann. Die in derſelben enthaltene umſtändliche Etör⸗ 
terung des auf Oeffentlichkeit der Landtagsſitzungen ge⸗ 
richteten Antrages, welcher die geſetzliche Majorität nicht 
erhalten, verletzt die Vorſchrift des §. 46 des Geſetzes 
vom 27. März 1824. 

Unſer Landtags⸗Kommiſſarius wird künftig Denk⸗ 
ſchriften, in denen Anträge, welche die geſetziſche Ma⸗ 
jorität nicht erhalten haben, erörtert worden, nicht an 
Uns befördern. 


Veröffentlichung der kanne Verhandlungen durch den 
ru 
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Die von Unſeren getreuen Ständen geführte Ber 
ſchwerde, daß von Unſerem Landtags⸗Kemmiſſarius, in 
Folge der ihm wesen Snfructonen, der Veröf⸗ 
fentlichung des von einem Abgeordneten der R 
ſchaft über den 29ſten Titel des Entwurfs zum Straf⸗ 
recht vorgeleſenen Vortrages und des Berichtes über 
die neunundzwanzigſte Sitzung Anſtand gegeben worden 
iſt, können Wir für begründet nicht anerkennen. — 
Unſer Landtags⸗Kommiſſarius iſt in den Grenzen fei: 
nes Auftrages geblieben, wenn er hierbei die höhere 
Entſcheidung eingeholt hat. — Seine bisherigen Beſug⸗ 
niſſe ſind eben ſo wenig wie die Unſeres Miniſters 
des Innern durch Unſeren Beſcheid vom 29. Mai d. J. 
verändert. 

Wir müſſen es vollkommen dilligen, daß jene Ver⸗ 
handlungen zur Veröffentlichung durch die Zeitungen 
nicht verſtatttt worden find und können dem Antrage, 
die nachträgliche Veröffentlichung derſelben zu geſtatten, 
keine Folge geben. — Wir wollen aber auch unſeren 
getreuen Ständen im Allgemeinen nicht vorenthalten, 
daß, während bei Unſeren Behörden das Beſtteben ol⸗ 
fenbar war, der ſtändiſchen Redactlon in Beziehung 
auf Inhalt und Faſſung der Landtags + Berichte mög⸗ 
lichſte Freiheit zu loſſen und nur in den äußerſten 
Fällen beſchränkend einzutreten, die ſtändiſche Redak⸗ 
tion nicht allein in den zu der vorliegenden unbegrün⸗ 
deten Beſchwerde Anlaß gebenden, ſondern auch in 
mehreren anderen Fällen in Form und Inhalt jener 
Berichte die Grenze verkannt hat, deren Innehaltung 
Wir durch Unferen Beſcheid vom 29. Mai e dem 
eigenen Urtheil Unſerer getreuen Stände vertrauensvoll 
überlaſſen hatten, weshalb Wir Uns diejenigen Be⸗ 
ſtimmungen vorbehalten, welche ähnlichen Ueberſchreitun⸗ 
gen für die Zukunft vorzubeugen geeignet find. 
Vermehrung der Zahl der Landtags⸗Abgeordneten im Stande 

: der Städte und Landgemeinden. 

„Der Antrag: i 

die Gleichheit der Repräſentation der Stände der 

Ritterſchaft, der Städte und der Landgemeinden durch 

Vermehrung der Zahl det Landtags⸗Abgeordneten für 

die Städte und Landgemeinden um 10 Mitglieder 

für jeden Stand aufzugeben, f 
und ein zweiter ntrag: 

daß eis Maptfähigkeit un Stonde der Bote nicht 

von Entrichtung einer Gewerbeſteuer abhängig ſein 


möge, 2 
hat die geſetzlich erforderliche Majorktät don 2 
Stimmen in det Stände⸗Verſammlung nicht bea nen 
Wenn hiernachſt aber eine Sonderung in Theile, und 
zwar für den erſten Antrag Seitens det derelni An 
Stände der Städte und Landgemeinden, und für den 
zweiten Anttag Seitens des Standes der Städte 
ſtattgefunden hat und beide Anträge Uns in der Denk 


ſchrift vom 


mäßiger 
bci, din € 
gegen das der anderen 
um einem vor der Eröffnung des Landtages einjube | feinem Rechte verletzt 


Iten Juni d. J. zu Unſerer Entſcheidung 


‚Eine ſelche iſt nach $. 47 des Geſetzes vom 27ſten 
Landtages bei der Begutachtung einer ihm vorgelegten 
Propoſitlon, oder dadurch, daß derſelbe mit verfaſſungs⸗ 
Majerität eine Petition an Uns zu richten bes 

ein Stand, 5 Inte reſſe in dieſem Falle 

En aa iſt, 7 > 
. t. adurch aber, daß ® 
Antrag die verſaſſu ge Muſorſtät nicht erlangt, 
um ihn überhaupt zu einer Uns vorzulegenden Petition zu 
erheben, kann ein einzelner Stand ſich in ſeinem Rechte 
nicht verlegt fühlen, indem der Beſchuß des Landtages, 
die Petition nicht anzunehemen, nur die Folge hat, daß 
es bei dem beſtehenden Zuſtande verbleibt. 

Als Ausnahme von der Regel könnte in dem letztge⸗ 
dachten Falle die Sonderung in Theile höchſtens dann ge⸗ 
ſtattet werden, wenn dieſer Antrag von einem einzelnen 
Stande ausginge und einen Gegenſtand betr ie, bei 
dem das Intereſſe dieſes Standes ausſchließllch und 
allein betheiligt wäre. Ein ſolcher Fall lag aber dei 
keinem der hier in Rede ſtehenden Anträge vor, indem 
auch die anderen Stände ein ſehr nahes Intereſſe da⸗ 
bei haben, durch wie viel Abgeordnete ein jeder Stand 
auf dem Landtage vertreten wird und welche Bedin⸗ 
gungen für die Wählbarkeit der Abgeordneten eines 
Standes, der mit den Übrigen Ständen gemeinfchaft- 
lich die Angelegenheiten der Provinz auf dem Landtage 
beräth, erfordert werden. 

Die Petition hätte Uns hiernach, da ſie die ver⸗ 
faſſungsmäßige Majorität von 3 der Stimmen nicht 
erhalten, überhaupt nicht vorgelegt werden ſollen. 

Verpflegung der cantonnirenden Truppen. 

Den Antrag Unſerer getreuen Stände: 

den Quartiergebern für die Mundbeköſtigung can⸗ 

tonnirender Truppen, ſo wie dies für marſchirende 

Truppen geſchieht, 5 Sgr. pro Mann und Tag 

zu bewilligen und dagegen die Natural⸗Verpflegung 

Seitens der Militair⸗Vetwaltung aufhören zu laſſen, 
müſſen Wir, — dei aller Anerkennung des patriotiſchen 
Beſtrebens der Einſaſſen, den einquartierten Soldaten 
eine möglichſt gute und die geſetzliche Verpflichtung 
überfteigende Verpflegung zu gewähren, — zu geneh⸗ 
migen Bedenken tragen, da die Verpflegung canton⸗ 
nirender Truppen grundſätzlich der Militair⸗Verwaltung 
und nicht den bequartierten Gemeinden obliegt, und 
von letzteren daher auch nur in Fällen freiwilliger 
Uebereinkunft für denjenigen Geldbetrag übernommen 
worden iſt, für welchen die Militalr⸗Verwaltung die 
Verpflegung hergeſtellt haben würde. 

Die Gewährung jenes Antrages würde ſomſt eine 
beſtimmte Verpflichtung zur Verpflegung cantonniren⸗ 
der Truppen, — die ſich überdies nicht füglich für 
den Bereich einer einzelnen Prorinz feſtſetzen laſſen 
würde, — den bequartierten Gemeinden neu auflegen 
und dem Militair⸗Etat nicht unbedeutende Mehrkoſten 
verurfachen, während ein Vorthell der Communen hier: 
bei inſofern nicht abzuſehen ſein würde, als letztere 
alsdann für die Marſch⸗Verpflegungs⸗Vergütigung 
von 5 Sgr. auch die reglementsmäßigen Sätze der 
Marſch⸗Beköſtigung gewähren müßten, welche bedeu⸗ 


tendere Ausgaben erheiſchen als die einfachere Verpfle⸗⸗ 


gung cantonnirender Truppen. 

1 Verzugs⸗Zinſen des Fiskus. 

Dem von den getreuen Ständen mehrerer Provin⸗ 
zen geäußerten Wunſch: 

die durch das Geſetz vom 7. Juli 1833 feſtgeſtell⸗ 

ten Vorrechte des Fiskus bei Zahlung von Zöge⸗ 
rungs⸗Zinſen aufzuheben, 

ſind Wir, unter Beſchränkungen, zu entſprechen ge⸗ 

neigt, welche geeignet ſein werden, die Staats⸗Kaſſen 

bei außerordentlichen Ereigniſſen vor übermäßigen An⸗ 

ſprüchen zu ſchützen. 

Unſer Staats⸗Miuiſterium hat den Befehl erhalten, 
einen dahin gerichteten Geſetz»Entwurf auszuarbeiten 
und zu Unſerer Vollziehung vorzulegen. 

Feftfegung der Entſchädigung der Falliments⸗Agenten. 

er Antrag, nach Vernehmung der rheiniſchen Han⸗ 
delsgerichte, über die Erlaſſung einer Verordnung we⸗ 
gen Feſtſtellung der nach den Artikeln 483 und 484 
des Handelsgeſetzbuchs den Agenten und Syndiken der 
Fallimente für ihre Bemühungen zu bewilligenden, ge⸗ 
genwärtig von den Handelsgetichten in jedem einzel⸗ 
nen Falle feſtzuſetzenden Entſchädigung zu beſchließen, 
wird bei Gelegenheit der Reviſion und Ueberſetzung des 
Handelsgeſetzbuchs in Erwägung gezogen werden. 

Beſtrafung der Bergwerks⸗Contraventionen. 

Aus Unſerem durch die Gefegfammlung dekannt ger 
machten Befehle vom 8. Nov. c. werden Unſere ge: 
treuen Stände entnehmen, daß Wir, ihrem Antrage 
entſprechend, die gegen Bergwerks⸗Contraventionen in 
dem Geſitze vom 21. April 1810 angedrohte Strafe 
für minder wichtige Fälle angemeſſen gemildert haben. 
Deffentliches und mündliches Verfahren in Civil und Cri- 


minalſachen für den ofteheinifchen Theil des Regſer.⸗Bezirks 
Koblenz. 


1 Auf den Antrag ˖ 
oſtrheiniſchen Theile 

en ö — 0 dee Verfahren in Civ 

und Etiminalſachen einzuführen, 


des Reg.⸗Bezitks Koblenz 


Ordre vom 28. Febr. d. J. beſchäftigt iſt, bei der bes 
zuläffig, wenn durch einen Beſchluß des reits eingeleiteten Reviſton der Civil⸗ und Criminal⸗ 


Prozeßordnungen auch die Fragen über die Verhand⸗ 
lung der Civil⸗ und Erlminal⸗ Progeſſe vor den erken⸗ 
nenden Richter⸗Koſlegien, fo wie die Zulaſſung der nicht 
bei dem Prozeſſe betheiligten Perſonen zu ſolchen Wer: 
handlungen in nähere Erwägung zu ziehen und zu 
Unſerer Entſcheidung vorzubereiten. - 
kr der in der Rhein Provinz anzuftellenden Aſſeſſoren. 
der Petition Unſerer getreuen Stände wegen 
Abänderung des $. 5 der Inſtruction für die Imme⸗ 
diat⸗Juſtiz⸗Examinations⸗Commiſſion vom 8. Februar 
1834 ſind Wir inſoweit einverſtanden, daß Referen⸗ 
darlen und Aſſeſſoren aus den Provinzen, in denen 
das Allgemeine Landrecht gilt, inſofern ſie die Quoli⸗ 
ficatton für die Rheins Provinz erlangen wollen, bei 
der abzulegenden dritten Prüfung nicht bloß eine all⸗ 
gemeine, ſondern, wie es bisher ſchon in der That ge⸗ 
ſchehen iſt, eine gründliche Kenntniß des rheiniſchen 
Rechts und des rheiniſchen Gerichts verfahrens auch 
künftig darthun ſollen, und wird Unfer Juſtiz⸗Miniſter 
hiernach das Weitere veranlaſſen. 

Was die Ordre vom 14. März 1840 betrifft, wo⸗ 
durch denjenigen Aſſeſſoren, welche die dritte Prüfung 
bei der Immediat⸗Juſtiz⸗Examinations⸗Kommiſſion gut 
beſtanden haben, im Fall fie ſpäter die Qualification 
für 3 ei Juſtizſtellen erwerben wollen und 
zu dieſem Zwecke ihre praktiſche Ausbildung bei den 
Gerichten der BRD Ut haben, hatgiafe 
ſen worden iſt, die erforderliche nachttägliche Prüfung 
im theiniſchen Recht und im rheiniſchen Gerichts ver⸗ 
fahren vor einer Prüfungs⸗Kommiſſton zu Köln adzu⸗ 
legen, ſo iſt dadurch eine Ungleichheit zwiſchen den 
Aſſeſſoren der Rhein-Provinz und der übrigen Pro: 
vinzen, welche die getreuen Stände beſorgen, nicht her⸗ 
beigeführt worden, da noch keinem Aſſeſſor der Rhein⸗ 
Provinz, welcher die dritte Prüfung bei der Immediat⸗ 
Juſtiz⸗Examinatlons⸗Kommiſſion für die dortige Pros 
vinz gut beſtanden hat, verſagt worden iſt, ſich in 
ähnlicher Weiſe nachträglich für die höheren Juſtizſtel⸗ 
len in den übrigen Provinzen zu quallfiziren; und 
würde es daher wegen dehaupteter Ungleichheit’ keiner 
Abänderung der Ordre vom 14. März 1840 bedütfen. 

Wir haben jedoch von dieſer Petition Veranlaſſung 
genommen, die Frage über die Ausbildung der Refe⸗ 
rendarien für fämmtliche Provinzen der Monarchie zur 
näheren Berathung zu betweiſen, da es Unſeter landes⸗ 
väterlichen Geſinnung entſpricht, gar keinen Unterſchled 
in der Ausbildung der jungen Männer zu geſtatten, 
welche kuͤnftig dei den Obergerichten als Mitglieder, 
Juſtiz⸗Kommiſſarien oder Advokaten, und welche als 
Staats⸗Prokucatoren angeſtellt zu werden wünſchen. 
Wir erklären zugleich, daß es Unſet Wille if, den 
Aſſeſſoren, welche ſowohl für die Rheinprovinz, als 
für die Provinzen, in denen das Allgemeine Landrecht 
gilt, ihre Prüfung gut beſtanden haben und dadurch 
ihre umfaſſendere wiſſenſchaftliche und praktiſche Aus⸗ 
dildung an den Tag legen, eine vorzugsweiſe Beförde⸗ 
rung in allen Landestheilen der Monarchie zu ge⸗ 
währen. f 

Dach dieſe Beſtimmung erledigt ſich zugleich die 
Petition in Beziehung auf die Anciennetäts⸗Verhält⸗ 
niffe der Aſſeſſoren und deren Beförderung, welche 
ohnehin zu den Gegenſtänden gehören, welche Wir 
Unferer Entſchließung, ohne den Beirath Unſerer ger 
treuen Stände, vorbehalten. 

Höhere Bürger 8 

Dem Antrage Unſerer rung daß 
1) die Gleichſtellung der vollſtaͤndigen Real⸗ und höhe⸗ 
ren Bürgerſchulen mit den Gymnaſien auch auf 
die gleiche Berechtigung zur Unterhaltung aus den 
Staatskaſſen ausgedehnt, 

und 
den Real- und höheren Bürgerſchulen für die Zu⸗ 
kunft dadurch dei dem Provinzial⸗Schulkollegium 
und bei dem betreffenden Miniſterium eine beffere 
Vertretung gewährt werde, daß jeder der beiden 
gedachten Behörden ein aus den Reolſchulen ſelbſt 
derben 3 on werde, 
können Wir aus den in der gten 
Unferes Miniſters der geistlichen, daa, una . 
dizinal⸗Angelegenheiten enthaltenen Gründen nicht ent⸗ 
ſprechen. Was insbeſondere die Organifariom und Zu⸗ 
‚fammenfegung Unſerer Behörden betrifft, ſo iſt dies 
überhaupt ein Gegenſtand, worauf den Ständen ber⸗ 
faſſungsmäßig eine Einwirkung nicht zuſteht. 5 

beſſerung des Dienſt⸗ N 

Verbeſſerung Scene ee der Elementar⸗ 
getreuen Ständen vorgetra⸗ 


2 


Aus der von Unſeren 
genen Bitte, 

„daß den Elementar⸗Schullehrern der Rhein 

ein den Lokal⸗Verhältniſſen — — 

ſubſidlair aus Staatsmitteln erganzt werde“ 
Haben Wir mit Woblarfalen erfehen, daß Unsere ges 
treuen Stände der fortſchreitenden Entwickelung des 
für die Wohiſahrt des Landes ſo wichtigen "Volkes 
Schulweſens und der Lage der in den Elementarſchuten 
thätigen Lehrer ihre beſondere Theilnahme zuwenden. 


Unſer Minifter der Unterrichts⸗Angelegenheiten hat 
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Es ſoll die dem Provinzial⸗Landtage nach §. 48 


bereits ſeit längerer Zeit eine nähere Ermittelung der des Geſetzes vom 21. Januar 1839 vorzulegende Mache 


Beſoldungs⸗Verhältniſſe aller in dem ganzen Umfange 

Monarchie angeſtellten Elementar⸗Lehrer einge⸗ 
leitet um Uns demnächſt über die Art und Weiſe, wie 
in denſenigen Fallen, in welchen ſich die Beſoldung der⸗ 
feiben els unzulänglich herausſtellt, Abhülfe zu gewäh⸗ 
ren fein wird, Bericht zu erſtatten. 

u ir theilen die Anſicht Unſerer getreuen Stände, 
* wie der Unterhalt der Elementar⸗Lehrer über⸗ 
Dupt, fo auch die Aufbringung der mit der noth⸗ 
wendigen Verdeſſerung derſelben verdundenen Koſten, 
zunächſt den betreffenden Gemeinen obliegt, können 1 
doch für diejenigen Fälle, wo die Kräfte einzelner Ge⸗ 
meinen dazu nicht ausreichen, eine ſubſidiäre Verpflich⸗ 
lung der Staatskaſſe nicht eintreten laſſen, biſonders 
in Erwägung des Umſtandes, daß durch die Ueber: 
nahme ſolcher Gehalts⸗Zuſchüſſe auf die Staats⸗Kaſſen 
auch diejenigen Provinzen und größeren Landestheile 
mit belaſtet werden würden, in welchen bereits für dte 

ürfniſſe des Elementar⸗Schulweſens ausreichend 
geſorgt iſt. N 

Dagegen geben Wir Uns gern der Hoffnung hin, 
daß, ſofern Wir etwa wegen Herbeiſchaffung jener ſub⸗ 
Mdiären Mittel von Seiten der Provinz Vorſchläge an 

ſere getreuen Stände gelangen zu laſſen Uns ver⸗ 
anlaßt ſehen möchten, dieſelben eine bereitwillige Mit: 
wirkung nicht verfagen, und dadurch die für die Ele⸗ 
mentar⸗Schullehrer in ihrer Petition ausgeſprochene 
Theilnahme bethätigen werden. 

Apotheker⸗Konzeſſionen. 

Die Verfügung Unſeres Miniſters der Medizinal⸗ 
legenheiten vom 13. Auguſt 1842 in Beziehung 
auf welche Unſere getreuen Stände den Antrag machen, 
daß ſie nur dei den künftig zu erthellenden Konzeſſionen 
zur Anlegung neuer Apotheken zur Anwendung kommen 
möge, hat den Zweck, das bei Wiederverleihung einer 
zur Erledigung gekommenen Konzeſſion zu beobachtende 
Verfabren ganz mit der Natur des Rechts, welches 
der früher konzeſſionirte Apotheker beſeſſen und der neu 
zu konzeſſionirende erwerben ſoll, in Uebereinſtimmung 
zu bringen. Zugleich ſollte dadurch Mißverſtändniſſen 
üder die Natur jenes Rechts vorgebeugt werden, welche 
öfters Anlaß zu für einzelne Perſonen ſehr nachthei⸗ 
ligen Geſchäften gegeben haben. Keinesweges ging aber 
die Abſicht der gedachten Verfügung dahin, in den⸗ 
jenigen Beſtimmungen irgend eine Aenderung herbeſ⸗ 
zuführen, welche die Ordre Unſeres hochſeligen Herrn 
Vaters Majeſtät vom 9. December 1827 zu Gunſten 
des Des zendenten eines konzeſſionirten Apothekers, oder 
auch Unſere eigene Ordre vom 8. März 1842 im Falle 
der Wiederverleihung einer erledigten Konzeffion an 
einen neuen Erwerber zu Gunſten des bisherigen Apo⸗ 

thekers oder deſſen Erben enthält. 

Bei der Manigfaltigkeit der Intereſſen, welche ſich 
in der Sache berühren und neuerlich von mehreren 
Seiten nach verſchiedenen Richtungen hin zur Sprache 
gebracht worden find, hat Unſer Minifter der Medi⸗ 
linal⸗Angelegenheiten eine neue Erörterung der Ange⸗ 
legenheit in ihrem ganzen Zuſammenhangr, ohne jedoch 
das Prinzip, in Folge deſſen die Apotheker Privilegien 
aufgehoben worden find, dabei irgend in Frage zu 
ſtellen, eingeleitet, wobei auch der von Unſeren getreuen 
Ständen gemachte Antrag in Erwägung gezogen und 
zu Unſerer Beſchlußnahme vorbereitet werden wird. 

Verwaltung frommer Privat ⸗ Stiftungen. 

Die von Unſeren getreuen Ständen in Beziehung 
auf die Verwaltung und Herausgabe frommer Privat⸗ 
Stiftungen gemachten Anträge können Wir zur Berück⸗ 
ſichtigung nicht geeignet finden und namentlich die Er⸗ 
laſſung einer Declaration der auf dieſen Gegenſtand 
ſich beziehenden Beſtimmungen des Reichs⸗Deputations⸗ 
Hauptſchluſſes vom 25. Februar 1803 an ſich nicht 
für zuläſſig erachten. Sen 

Inſowelt die von Corporationen oder Privatperfonen 
wegen ſolcher Stiſtungen erhobenen Reclamationen im 
gerichtlichen oder Verwaltungswege bereits ihre Erle⸗ 
digung gefunden haben, kann es dabei nur überall fein 
Bewenden behalten. Zu einer hiervon ad weichenden 
Behandlung des von den Ständen zur Sprache ge⸗ 
trachten, durch rechtskräftiges Erkenntniß Unſeres Ge⸗ 
heimen Ober⸗Tribunals entſchiedenen Spezialfalles der 
Kirche zu Bellinghauſen iſt um ſo weniger Veranlaſſung 
vorhanden, als hier fiskaliſcherſeits für die fortdauernde 
Erfühung der Stiftungs⸗Verbindlichkeiten, fo weit ſolche 
unter den veränderten Verhältniſſen möglich iſt, bereit⸗ 
willig Sorge getragen werden wird. Die etwa noch 
nicht erledigten Reclamationen unterliegen in den dazu 
deletlich geeigneten Fällen der Beurtheilung der Ges 
richte, welchen es auch überlaſſen bleiben muß, die 
dezüguchen Vorſchriften, welche die Normen der Ent: 
ſcheldung atgeben, nach den Grundſätzen und Regeln 
der Auslegung zur Anwendung zu bringen, welche ihnen 
die beſtebenden ollgemeinen Geſetze an die Hand geben. 
Nachweis der Verwendung des Grundſteuer⸗Deckungsfonds. 

Auf die in Beziehung auf den Grundſteuer⸗Deckungs⸗ 
fonds gemachten Anträge eröffnen Wir Unſeren getreuen 
Ständen Folgendes: 

ad 1. wegen des dem Landtage zu gewährenden 

Nachweiſes über die Verwendung des Grundſteuer⸗ 


Deckungs fonds. a 


weiſung der von dem Urſprung des Grundſteuer⸗ 


Deckungs fonds an, alſo fit 1839, vorge fommenen 
Ausgaben und ferner auf den Grund der Jahres⸗ 
Rechnungen fo vollſtändig und detalllict aufgeſtellt wer⸗ 
den, als der Zweck einer klaren Ueberſicht erfordert. 

Das Verlangen einer förmlichen Rechnungslegung 
mit Beifügung der Beläge geht über die Befugniß 
Unſerer getreuen Stände hinaus. 

ad 2. wegen der in Anſpruch genommenen Rück⸗ 

gewähr der dem Grafen von Mirbach zu Harff 
in den Jahren 1830 — 1832 aus dem früheren 
Remiſſions⸗Fonds geleiſteten Steuererſtattungen. 

Der ältere Remiſſtons⸗Fonds hat mit dem jetzigen allge: 
meinen Gundſteuer⸗Deckunge fonds nichts weiter gemein, 
als daß deſſen etwanige Beſtände dem letzteren ein⸗ 
verleibt worden ſind. Es haben daher Unſere getreuen 
Stände keine Befugniß, die vor Publikation des citir⸗ 
ten Geſetzes bewilligten Remiſſionen zu monlten, und 
liegt deshalb kein Grund vor, die beantragte Erſtattung 
einer aus jenem älteren Remiſſions : Fonds entnomme⸗ 
nen Steuer⸗Remiſſion zu verfügen. 

ad 3. wegen Verminderung der in dem Giundſteuer⸗ 

Deckungs⸗Fonds vorhandenen Beſtände. 

Der $. 25 der Anweiſung vom 21. Januar 1839 
über das bei Verwendung des Grundſteuer⸗Deckungs⸗ 
Fonds zu beobachtende Verfahren beſtimmt daß der in 
dieſem Fonds zu erhaltende Beſtand, — nicht, wie 
Unſere getreuen Stände annehmen, nur, ſondern, daß 
er — wenig ſtens 4 pCt. der Grundſteuer⸗Haupt⸗ 
ſumme betragen ſoll. Es liegt im Intereſſe der Grund⸗ 
ſteuerpflichtigen nicht minder als der Staatskaſſe, daß 
dieſer Beſtand für größere und außergewöhnliche Un⸗ 
glücksfälle ausreichend erhalten werde. Wir können 
Uns daher nicht veranlaßt finden, der Abſicht des Ge⸗ 
ſetzes entgegen, die großentheils aus früherer Zeit here 
rührenden Beſtände auf jenes Minimum zu beſchrän⸗ 
ken; wollen aber geſtatten, daß, wo der jetzige Beſtand 
4 pCt. der Grundſteuer⸗Hauptſumme überſteigt, der 
mehr vorhandene Betrag an dem Grundſteuer⸗Soll 
des betreffenden Regierungs- Bezirks pro 1845 abge: 
ſchrieden und damit den Grundſteuerpflichtigen zurück⸗ 
gewährt werde. 

Unſer Finanz⸗Miniſter iſt mit den hiernach ad 1 
und 3 erforderlichen Anordnungen beauftragt. 

Klaſſenſteuer. 
1) Dem Antrage Unſerer getreuen Stände: 


daß die von abgegangenen Einwohnern entrichtete 


Kloſſenſteuer, inſoweit dieſelde durch Zugang erweis⸗ 
lich nicht erſetzt iſt, von dem Kontingente der Gemein⸗ 
den abgeſchrieben und dem Kontingente des Regie⸗ 
rungs⸗Bezirks zur Laſt geſetzt werde, 
können Wir keine Folge geben. 

Einem Mißverhältniſſe der Zugänge gegen die Ab⸗ 
gänge im Laufe des Jahres, wodurch den Bürgermei⸗ 
ſtereien die Aufbringung der ihnen zugetheilten Kon⸗ 
tingente erſchwert würde, wird in dem Regulatſde we⸗ 
gen der Kontingentirung der Klaſſenſteuer vom 2. Juni 
1829 — wie die Erfahrung beſtätigt, dadurch genü⸗ 
gend vorgebeugt, 

a) daß nach §. 18 a. a. O. die Steuer⸗ Beträge 


ſolcher Beſteuerten, welche, wenn ſie zur erſten Haupt⸗ 


Klaſſe gehören, den Aufenthaltsort nur innerhalb des Re⸗ 


gierungs⸗Bezirks, und wenn fie zu den beiden folgen: | 


den Haupt⸗Klaſſen gehören, den Aufenthaltsort nur in⸗ 


nerhalb der Grenzen elnes Kreiſes wechſeln, nicht in 


Ab- und reſp. Zugang gebracht, ſondern bis zu dem 
Ende des Jahres von den Steuer: Einnehmern für 
Rechnung des Steuer⸗Verbandes, in welchem die Be⸗ 
ſteuerung ſtattgefunden hat, erhoben werden, wenn eine 
Vorausbezahlung deim Abzuge nicht thunlich iſt; 

b) daß nach F. 19 ebendaſelbſt die wirklichen Ab⸗ 
gänge in der erſten Hauptklaſſe durch Todesfälle und 
Verziehen aus dem Regierungs⸗Bezirke auf den allge: 
meinen Deckungs⸗Fonds zur Auszahlung an die Bür⸗ 
germeiſtereien angewieſen werden; 

e) daß nach §. 20 ebendaſeldſt den Bürgermeiſte⸗ 
reien zur Deckung der Abgänge und Ausfälle außer den 
Zugängen zwei Procent der Veranlags⸗Summen über⸗ 
wieſen find. Dagegen würde die von Unſeren getreuen 
Ständen beantragte Abſchreibung der Steuer abgehen⸗ 
der Perſonen aus der unterſten Hauptklaſſe die Kom: 
munal⸗Behörden und Steuer⸗Empfanger mit einer ganz 
unverhältnüßmäßigen Schreiberel belaften und die Maß⸗ 
regel doch nur von ſehr geringem Erfolg fein, da Ab⸗ 
und Zugänge in dieſen Klaſſen ſich er 
foſt überall decken, und wo eine Differenz entſteht 
ſolche für das laufende Jahr aus dem Burgau, 
Deckungs⸗Fonds übertragen werden kann. 

Wird aber die verhältniß mäßige Gleichheit der Kon⸗ 
tingente der Bürgermeiſtereien in Folge von Abgängen, 


fahrungsmäßig 


entrichtet wird, von dem Klaſſenſteuer⸗ Kontingente 
abgeſetzt und vorzugsweiſe zur Erleichterung der auf 
der letzten Stufe der Klaſſenſteuer beſteuerten Ein⸗ 
wohner dieſer Gemeinden verwendet werde, N 
können Wie gleichfalls in der Art, wie er geſtellt iſt, 
nicht wülobren, da dem Wunſche, welcher Unsere ge⸗ 
| treuen Stände hiebei geleitet hat, bereits in anderer 
Weiſe gen 
Der Si es Made und Schlachtſteuer⸗Geſetzes 
vom 30. Mai 1820 verpflichtet nämlich nur ek 
| treibende, welche in den datbmeiligen Umgebungen der 
mahl⸗ und ſchlachtſteuerpflichtigen Städte wohnen und 
mit mahl⸗ und ſchlachtſteuerpflichtigen Gegenſtänden 
Handel trriben, zur Entrichtung der Mahl⸗ und Schlacht: 
ſteuer, ohne fie von der Klaſſenſteuer zu entbinden. 
Dieſe geſetzliche Beſtimmung if ſowohl zum Schutze 
der Mahl⸗ und Schlachtſteuer, als im Intereſſe der 
Gewerbtreibenden in den Inn, Shi TE 
Städten nothwendig. Andere Bewohner des halbmei⸗ 
ligen Bezirks konkurriten zur Mahl: und Schlacht: 
ſteuer nut mittelbar, inſoweit als fie die ſteuerbaren 
Bedürfniſſe von jenen Gewerbtreibenden beziehen, nicht 
aber ſofern fie ſelbſt mahlen und ſchlachten laſſen, oder 
ihren Bedarf von Gewerbtreibenden außerhalb des balb- 
meiligen Umkreiſes der Stadt beziehen. Ihr Beitrag 
iſt daher ganz von örtlichen und wirthſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſen abhängig und kann in Zahlen nicht feſtge⸗ 
ſtelt und nicht erſtattet werden. Indeſſen berubt es 
auf den ſchon bei Einführung der Klaſſenſteuer erlaſſen en 
Inſtructionen, daß die, wenn auch nur mittelbar eintre⸗ 
tende, doch nicht ganz zu vermeidende doppelte Beſteuerung 
jener Eingeſeſſenen durch deren ermäßigte Abſchätzung bei 
der Klaſſenſteuer möglichſt ausgeglichen werde. Hiernach 
iſt auch von den Regierungen vor Eintritt der Kloſſen⸗ 
ſteuer⸗Kontingentirung verfahren und daher, da das da⸗ 
malige Aufkommen als Kontingent angenommen wurde, 
durch Feſtſtellung des letzteren die aus dem bezeichneten 
Grunde billig erſcheinende Ermäßigung bereits eingetreten. 
Es muß angenommen werden, daß auch bei der 
Verthellung der Klaſſenſteuer auf die Kreiſe und Ges 
meinden ſeit Einführung der Kontingentirung hierauf 
billige Rückſicht genommen ſei; ſollte dies aber irgendwo 
nicht oder nicht im genügenden Maße geſchehen ſein, 
‚fo wied auf desfallſige ſubſtantiürte Anträge der Bethei⸗ 
ligten die nöthige Remedur veranlaßt werden. 
3) Dem Antrage auf Heranziehung 
der Stadtbewohner zur Klaſſenſteuer, wenn ſie ſich 
einen Monat lang im einer klaſſenſteuerpflichtigen 
Gemeinde aufhalten, 
wollen Wir für die Rheinprovinz dahin nachgeben, daß 
Einwohner mahl⸗ und ſchlachtſteuerpflichtiger Städte, 
weiche auf länger als Monateftiſt ihren Wohnſitz an 
einem und demſelben klaſſenſteuerpflichtigen Orte neh⸗ 
men, vom Ablaufe dieſes Zeitraums an für die fernere 
Dauer ihres Aufenthalts an dem gedachten Orte Klaſſen⸗ 
ſteuer zu entrichten haben, wogegen aber auch Einwoh⸗ 
ner klaſſenſteuerpflichtiger Orte, welche auf länger als 
Monatsfriſt ihren Wohnſitz in einer mahl-⸗ und ſchlacht⸗ 
ſteuerpflichtigen Stadt nehmen, für die längere Dauer 
des Aufenthalt in dieſer Stadt von der Klaſſenſteuer 
zu befreien ſind. Auch wollen Wir N 
4) auf den Antrag, 
daß eine aus Regierungs⸗Beamten und Mitgliedern 
des ſtändiſchen Ausſchuſſes zuſammengeſetzte Kom: 
miſſion die bisherige Vertheilung der Klaſſenſteuer 
auf die Regierungs- Bezirke prüfe und die Grund» 
lagen einer neuen Vertheilung vorlege, 
genehmigen, daß eine gemiſchte Kommiſſion aus Beam: 
ten und Mitgliedern des ſtändiſchen Ausſchuſſes zuſam⸗ 
mentrete, um zu prüfen, ob mit Rückſicht auf die ſeit 
dem Jahre 1828 eingetretenen Veränderungen der Ver⸗ 
haͤltniſſe der Regierungs⸗Bezirke gegen einander — die 
bisherige Vertheilung des Klaſſenſteuer⸗ Kontingents 
der Provinz auf die Regierungs = Bezirke noch ferner 
für entſprechend, oder welche andere Vertheilung dieſes 
Kontingents auf die Reyierungs s Bezirke den jetzigen 
Verhältniſſen derſelben für ange meſſener zu erachten if, 


Erbſchaftsſtempel für die überlebenden Ehemänner. 
Wos die Petition Unſerer getreuen Stände beteifft, 
zu verordnen, 
daß in dem Falle, wo vorausſichtlich der dem über⸗ 
lebenden Ehemann, nach Vorſchrift älterer Statuten 
zukommende Antheil der verſtorbenen Ehefrau an 
den Mobillen und der Nutznießung der Immobilien 
nur zur Beſtreitung der Hälfte der Unterhaltungs: 
und Erziehungskoſten der aus elner ſolchen Ehe er⸗ 
zeugten Kinder, oder ſelbſt nicht vollſtändig dafür 
ausreichen ſollte, der Erſtere von der Stempel⸗Abgabe 
befreit werde, 
ſo hat dieſelbe in der Hauptſache durch die inzwiſchen 
von dem Finanz⸗Miniſter getroffene Anordnung, daß 
der Nießdrauch⸗Erbſchafts⸗Stempel vom hinterbliebenen 
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welche durch Zugänge nicht erſetzt find, dauernd aufge: Wittwer erſt dann zur Erhekung kommen ſoll, wenn 
hoben, fo muß auch aus dleſem Grunde bel der näch- derſelbe nach Beendigung des ihm an dem mütterlichen 
ſten anderweitigen Vertheilung dieſer Kontingente eine Vermögen feiner Kinder geſetzlich zuſtehenden Nie ßdrauchs⸗ 


Ausgleichung bewirkt werden. ihre Erledigung 
gefunden; auf die Aufhebung der geſetzlichen Verpflich⸗ 
tung des Wittwers zur tarifmäßigen 33 
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2) Dem Anträge, 
daß der zu ermittelnde Betrag an Mahl⸗ und Schlacht: 
ſteuer, welcher von den Bewohnern des halbmeiligen 


Bezirks um mahl und ſchlachtſteuerpflichtige Städte anfallenden Sub 


rechts dieſen Nleßbrauch noch foriſetzt, 
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dieſe Verpflichtung ganz allgemein. befteht, 

der Bewohner der Rhein = Provinz nicht eingegangen 

werden. 

Stempel⸗Freiheit der in Prozeſſen vorkommenden Urkunden 
der Gerichts⸗Bollzieher. 

Der Antrag Unferer getreuen Stände, 

daß in Zukunft alle in prozeſſualiſchen Verhand⸗ 
lungen dei den cheiniſchen Gerichten von den Ge⸗ 
richts⸗Vollziehern aufzunehmenden Urkunden für 
ſtempelfrei erklärt werden möchten, 

iſt wegen der Ungewißheit des Zeitpunktes, wo die be⸗ 
abſichtigte allgemeine Reviſion des Stempelgeſetzes zur 
Ausführung kommen wird, zum Gegenſtande befondes 
rer Etörterungen gemacht worden, welche aber noch 
nicht ſoweit gediehen find, um darüber einen Entſchluß 
faſſen zu können. 3 
Die definitive Entſcheidung bleibt daher vorbehalten. 
euer der Bäcker und Reviſion des 

Herabſetzung der Er Aeuer-@cfeset, fi 

Wir Haben Uns bewogen gefunden, die durch die 
Beilage B. zum Gewerbeſteuer⸗Geſetze vom 30. Mai 
1820, für die Gewerbeſteuer⸗Veranlagung in den Klaſ⸗ 
ſen A. bis F. und in der Klaſſe H. vorgeſchriedenen 
Steigeſätze durch Unſere Ordre vom 24. Nov. d. J. 
zu vermehren; nachdem eine längere Erfahrung dieſe 
von mehreren Seiten gewünschte Maßregel als nicht bes 
denklich herausgeftellt hatte. 

Dadurch iſt dem Anttage der Stände auf Bildung 
von Zwiſchenſtufen für die Gewerbeſteuer der Bäcker 
bereits genügt. 

In Betreff der allgemeinen Reviſion des Gewerbe⸗ 
ſteuer⸗Geſetzes und in Anſehung des Antrages auf pro⸗ 
viſoriſche Herabſetzung der von den Bäckern in Orten 
der dritten Abtheilung nach jenem Geſetze zu entrich⸗ 
tenden Steuer koͤnnen Wir Unſere getreuen Stände 
nur auf den Landtags⸗Abſchied vom 26. März 1839 
verweiſen. 

86 Fabrikarbeiter durch Waaren und Schenkwirth⸗ 
Mug ee Gechafdsbetrieb 9 Werkmeiſter. 0 5 

Die Frage, ob es anräthlich ſei, den Fabrik: und 
Brodtherren durch ein Verbotsgeſetz und bei Strafe 
zu unterſagen, die von ihnen deſchäftigten Arbeiter an⸗ 
ders als in baarem Gelde zu lohnen, iſt bereits früher 
auf Veranlaſſung eines gleichen Antrages Unſerer ges 
treuen Stände der Provinz Weſtphalen Gegenſtand 
umfaſſender Erörterungen, welche ſich auch über die 
Verhältniſſe in den Rheinlanden erſtreckt haben, gewe⸗ 
ſen. Nach dieſen Erörterungen erſcheint «8 ſehr zwei⸗ 
felhaft, od auf legislativem Wege die Abſicht, die Fa⸗ 
brik⸗Arbeiter gegen Bedrückungen der Fabrikherren zu 
ſchützen, erreicht werden könne, ohne durch zu tiefes 
Eingreifen in die prlvatrechtlichen Vet hältniſſe der Exi⸗ 
ſtenz der Erſteren, deſonders in Zeiten gedrückten Fabrik⸗ 
Betriebes zu gefährden. Dagegen iſt zu hoffen, und 
nach den vorliegenden Berichten auch anzunehmen, daß 
ein wucheriſches Benehmen einzelner Fabrikherren gegen 
ihre Arbeiter, durch die öffentliche Meinung gedrand⸗ 
markt, dem Einfluß der allgemeiner eingeführten Fa⸗ 
brikgerichte immer mehr weichen und endlich ganz auf⸗ 
hören werde. N 

Sollte aber dieſe Voraus ſetzung wider Erwarten 
nicht zutreffen und der Mißbrauch ſortbeſtehen oder 
gar noch weiter um ſich greifen, ſo würden wir dem 
Antrage unſerer getreuen Stände zu entſprechen nicht 
länger Anſtand nehmen, weshalb auch Unſere Behörden 
den Gegenſtand ſorgfältig beobachten und eintre⸗ 
tenden Falles zu Unſerer Entſchließung Bericht erſtat⸗ 
ten werden. 3 { 

Auch ſoll zur Befeitigung der durch den Betrieb des 
Schankgewerbes Seitens der Fabrikmeiſter hervorgeru⸗ 
fenen Miß bränche, dem Antrage Unſerer getreuen Stände 
entſprechend, dieſen Perſonen die Erlaubniß zu ſolchem 
Gewerbebetriebe künftig nur ausnahmsweise, wenn das 
Bedürfniß auf anderem Wege nicht befriedigt werden 
kann, und jedenfalls mit Ausſchluß des Branntwein⸗ 
ſchanks, ertheilt und dieſerhalb von Unſeren Behörden 
dos Nöthige verfügt werden. . 

Beſchränkung des Verkehrs der Muſter-Reiſenden. 

Dem Wunſche Unſerer getreuen Stände, daß den 
Uebelſtänden entgegengewirkt werde, welche hinſichtlich 
des Verkehrs der, Behufs des Suchens von Waaren⸗ 
Beſtellungen und des Waaren⸗Aufkauſs umheireiſenden 
Perſonen wahrgenommen worden find, iſt durch Unſere 
Ordre vom 8. December d. J. entſprochen. 

Schug der inländischen Eiſen⸗Produktion. 

Die inländiſche Eifenproduction iſt jederzeit ein Ge⸗ 

enſtand Unſerer beſondern Aufmerkſamkeit und landes⸗ 
väterlichen Fürſorge geweſen, und es find im Anerkenntniß 
der gegenwärtig beſonders schwierigen Lage dieſes wich⸗ 
tigen Induſtriezweiges mit den Regierungen der zum 
Zollverein gehötigen deutſchen Bundesstaaten Unterhand⸗ 
lungen angeknüpft, um diejenigen Maßregeln zur Aus⸗ 
führung zu bringen, welche zu deſſen Erhaltung nnd 
Förderung räthlich erſcheinen. 

Beſteuerung des inländiſchen Rüben⸗Zuckers. 
Dem Antrage, e 

dahin zu wirken, daß die wegen Beſteuerung des im 

Inlande fadricirten Rüdenzuckers unter den Regie: 

rungen der Zollvereins⸗Staaten geſchloſſene Ueberein⸗ 

kunft vom 8. Mai 1841 theilweiſe wieder aufgeho⸗ 


ben werde, 
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zu Gunften iſt nicht entſprechen, da die nach jener Uebereinkun /r 


der inländiſchen Zucker⸗Fabricatſon zu Theil werdende 
Begünſtigung vor dem iadiſchen Zucker als genügend 
betrachtet werden muß und es hiernach an Veranlaſſung 
fehlt, die Modification eines erſt vor kurzer Zeit abge⸗ 
ſchloſſenen Staats⸗Vertrages zu erwirken. 

Ausdehnung des Geſetzes vom 17. März 1839 auf die 

Kommmnalwege. 

Dem Geſuche unferer getreuen Stände, daß die Ber 
ſtimmung im $. 1. der Verordnung vom 17. März 
1839, den Verkehr auf den Kunſtſtraßen betreffend, 
auf alle Kommunalwege, mit Ausnahme der in Ges 
birgagegenden belegenen, ausgedehnt werden möge, wird 
inſoweit entſprochen werden, als Unſer Finanz⸗Miniſter, 
nach Maßgabe der gedachten Verordnung, die nöthigen 
Anordnungen treffen wird, daß ſolche chauſſeemäßig 
ausgebauten Kommunalwege, welche im Zuſammenhange 
mit anderen Kunſtſtraßen belegen ſind und von dem 
Ober⸗Präſidenten der Provinz dazu in Vorſchlag ge⸗ 
bracht werden, den Beſtimmungen der Verordnung in 
Zukunft unterliegen. Dabei wird, wo es die Umſtände 
erforderlich machen, dem Antrage der Stände gemäß, 
dafür geſorgt werden, daß dem detheiligten Publikum 
hinlängliche Zeit gelaffen wird, um die in Folge jener 
Maßregel nöthig werdenden Einrichtungen zu treffen. 

Verbindung des Rheins mit der Ems. 

Die nach Maßgabe No. 29 Abſchn. II. des zweiten 
rheiniſchen Landtagsabſchiedes vom 15. Juli 1829 ver⸗ 
anlaßten techniſchen Ermittelungen über die Herſtellung 
einer Kanal⸗Verbindung zwiſchen dem Rhein und der 
Ems, in der Richtung von Emmerich nach Rheina, 
haben ergeben, daß die zur Ausführung dieſes Unter⸗ 
nehmens erforderlichen Mittel mit den für die Beför⸗ 
derung des Handels und der Schifffahrt davon zu er⸗ 
wartenden Vortheilen außer Verhältniß ſtehen. 

Es kann daher dem auf Herſtellung dieſer Verbin⸗ 
dung gerichteten Antrage der getreuen Stände nicht 
entſprochen werden. 

Fortführung des Nord⸗Kanals. 

Der von Unſeren getreuen Ständen von neuem ans 
geregten Fortführung des Nord⸗Kanals ift die Fürſorge 
Unſerer Behörden unausgeſetzt zugewendet. Indeſſen 
haben die bis dahin vorgenommenen Ermittelungen er⸗ 
geben, daß die zunächſt beabſichtigte Schiffb armachung bis 
Gräfrath nach den denſelden zu Grunde gelegten Di⸗ 
menſionen einen Koſtenaufwand erfordern würde, wel ⸗ 


cher mit dem davon zu erwartenden Erfolg außer Ver⸗ 
hältniß ſtände. Es haben daher neue Ecörtecungen 


darüber angeſtellt werden müſſen, ob nicht ohne weſent⸗ 
liche Gefährdung des Zweckes die Breite und Tiefe der 
Waſſerſtraße mit einer weſentlichen Koſtenerſparn ß ver⸗ 
mindert werden könne, und iſt gleichzeitig darauf Bedacht 
genommen, eine beſſere Verbindung des Kanals mit 
dem Rheine zu erzielen, well von dieſer der ausgedehnte 
Gebrauch des erſteten vorzugsweiſe abhängig iſt. Bis 
zur Vollendung dieſer Ermittelungen müſſen Wir Uns 
die ſchließliche Entſche dung, ob der fragliche Bau auf 
Rechnung des Staats unternommen werden könne, noch 
vorbehalten. 

Aufhebung des Sund ⸗Zolls. 8 

Die Unterhandlungen mit der königl. däniſchen Re⸗ 
gierung wegen Regulirung und Ermäßigung des Sund⸗ 
Zolles haben unausgeſetzten Fortgang. 

Indem Wir dies Unſeren getreuen Ständen auf 

die dahin gerichtete Petition eröffnen, machen Wir den⸗ 
ſelben bemerklich, daß ihre Annahme, als unterlägen 
preußiſche Schiffe und Waaren im Sunde einer ande⸗ 
ten Behandlung, als diejenigen der meiftbegünftigten 
Nationen, itrig ift, wie ſich aus dem Artitel 4 des 
noch zur Anwendung kommenden Vertrages vom 17ten 
Juni 1818 (Gefegs Sammlung 1818, Nr. 16) ergiebt. 
Lage der Rational: Schifffahrt. 
Die Förderung der Schifffahrt Unſerer Seehäfen iſt 
ein Gegenſtand Unſerer ſteten Fürſorge, und wie von 
Unſerts hochſeligea Hern Vaters Majeſtit zum Wohle 
dieſes wichtigen Zweiges der National⸗Induſtrie ſowohl 
durch koſtbare Bauten als durch diplomatiſche Unter⸗ 
handlungen kräſtig und, nach den Nachweiſungen über 
die inländifche Mhederei, mit gutem Erfolge gewirkt iſt, 
ſo werden auch Wir auf dieſem Wege vorzuſchreiten 
beſtrebt ſein. 

Sollten Unſere getreuen Stände der Rhein⸗Provinz 
in dieſer Beziehung beſondere, nach §. 49. des 
Geſetzes vom 27. März 1824 zu ihrer Gogni- 
tion gehörige Wünſche vorzutragen haben, fo werden 
Wir ſolche in Erwägung nehmen und, ſo weit es die 
allgemeinen Intereſſen des Vateclands geſtatten, gern 
berückſichtigen; der Antrag aber, Uns über die Inter⸗ 
effen der Natonal⸗Schifffahrt durch eine zu beſtellende 
Immediat⸗Kommiſſion die nöthige Information zu der: 
ſchaffen, geht über die 
aus und kann als unangemeſſen keine Berückſicht gung 
finden. 

Errichtung eines beſondern Handels⸗Miniſteriums. 

Die Förderung des Handels und der Gewerbe bildet 
fortwähtend einen Gegenſtand Unferer befondeen Für⸗ 
forge und der Verhandlung der zum Zollj⸗ Verein ver⸗ 
bündeten Regierungen. Wenn dabei nicht alle 
der Betheiligten berückſichtigt werden können, ſo werden 
Unſere getreuen Stände 


Beſugniſſe des Landtages hin 


Wünſche 


ſelbſt ermeſſen, daß dies in 
den vielfachen Kolliſionen der Intereſſen feinen Grund 


hat und ſolche aus dem provinziellen Standpunkte nicht 
richtig gewürdigt werden können. 

Die Art und Weiſe, wie Wir Uns in fortwäßhren⸗ 
der Kenntniß der wahren Bebürfniffe des Handels und 
der Induſtrie erhalten und die darauf bezüglichen Ge⸗ 
ſchäfte führen loſſen wollen, muß Unſerer Allerhö pſten 
Entſchließung vorbehalten bleiben. 

Dotation der Mitglieder der Ehren⸗Legion. 

Auf den Antrag in Betreff der Ehren⸗Legiongirs er⸗ 
öffnen Wir Unſeren getreuen Ständen, daß durch den 
Parifer Vertrag vom 30. Mai 1814 alle außerhalb 
Frankreichs delegenen franzöſiſchen Dotationen ohne Ent⸗ 
ſchadigung der ehemaligen Donatarien aufgehoben wor⸗ 
den ſind, die Mitglieder der Ehren⸗Legion daher keinen 
Anſpruch auf dergleichen Dotationen ihres Ordens zu 
machen haben. 

f i Ermäßigung der Porto⸗Tarxe. 

Modificationen des Porto-⸗Regulativs vom 18. Des 
cesiber 1824, durch welche die Anträge Unferer getreuen 
Stände nach Möglichkeit berückſichtigt werden, find in 
der Berathung begriffen, Unſere Entſchließung iſt darüber 
zu gewärtigen. 

Boürgerliche Berhältniffe der Juden. 

Die bürgerlichen Verhältniſſe der Juden ſind bereits 
Gegenſtand legislativer Berathungen, bei denen auch 
der Antrag Unſerer getreuen Stände wegen Aufhedung 
der beſchränkenden Beſtimmungen des Dekrets vom 
17. März 1808 erwogen werden wird. 

Polizei: 2 
"ag ER a in e 

die Poligeis Steafgelder denjenigen Gemeinden zu 

üderweiſen, in welchen die Contravention geſchehen, 
iſt von Unferen getreuen Ständen außer Acht gelaſſen, 
daß der zweite Satz des Art. 466 des dortigen Straf⸗ 
geſetzduches, auf welchen ſie ſich gründen, dei der Ein⸗ 
führung des letzteren nicht zur Geltung gekommen, viel⸗ 
mehr auch nach dieſem Zeitpunkte in Betreff der Ver⸗ 
wendung der Polizei⸗Strafgelder fortgeſetzt nach einer 
älteren, den Gegenſtand anders regelnden Verordnung 
der früheren Regierung verfahren worden iſt; daß ferner 
eine unter dem 27. December 1822 ergangene Ordre 
Unferes in Gott ruhenden Herrn Vaters Majeftät diefe 
bisherige thellweiſe Suspenſion des gedachten Artikels 
466 genehmigt hat, und daß auf Grund dieſer Ordre 
unter dem 31. December 1822 von Unferem Miniſte⸗ 
rium des Innern eine allgemeine Verfügung ergangen 
iſt, der zufolge die in dortiger Provinz aufkommenden 
Poltzei⸗Strafgelder, fo weit fie nicht einzelnen Gemein⸗ 
den zur Selbstverwaltung überwieſen find, zu Kommu⸗ 
nal-Bedürfniſſen verwendet und Nachweiſungen darüber 
in den Amts blättern alljährlich bekannt gemacht werden. 
Wir haben indeß eine nähere Prüfung angeordnet, ob 
die von Unferen getreuen Ständen beantragte Verthei⸗ 
lung der Polizei⸗Ser gelder ohne Beeinträchtigung wich⸗ 
tigerer Intereſſen, welche darauf nach den gegenwärtig 
beftehenden Verhältniſſen mit ihrem Bedürfniſſe ange⸗ 
wieſen ſind, eintreten könne, und werden demnächſt Ent⸗ 
ſcheidung treffen. 

Beſtrafung der Bettler. 
Wenn der Antrag Unſerer getreuen Stände, 

daß gegen arbeitsunfähige, mit Gebrechen behaftete 

und altetsſchwache Bettler nach der Beſtimmung des 

$. 1. Unferee Ordre vom 31. December 1828 vers 

fahren werde, 
zunächſt ans der Beſorgniß hervorgegangen iſt, daß fol 
chen Individuen die erforderlichen Unterſtützungen vor⸗ 
enthalten werden und dieſelben dadurch zum Betteln 
ſich genöthigt ſehen möchten, fo iſt dieſer Beſorgniß bei 
der durch das Geſetz über die Verpflichtung zur Armen⸗ 
pflege vom 31. December pr. angeordneten Färſorge 
für wirklich hülfsdedürſtige Perſonen nicht Raum zu 
geben, keinesfalls aber Grund vorhanden, bevor die Er⸗ 
fahrung ein ſicheres Urtheil üder die Wirkungen des 
Geſetzes vom 6. Januar c, geſtattet, die Einleitung des 
darin angeordneten Verfahrens gegen Bettler von der 
Frage, ob fie erwerbsfähig find eder zureichende Unter⸗ 
ſtüzung genießen? abhängig zu machen. 
Kranken: und Unterftügungs Kaſſen der Handwerks⸗ 

Die in der Dehffärift vom 14. Juli d. 3 900 
gehobene Nützlichkeit der für Handarbeiter und Hand⸗ 
werks⸗Geſellen beſtimmten Unterſtützungs⸗ und Kranken⸗ 


— 


Kaſſen würdigend, haben Wir von dem darauf bezüg⸗ 
lichen Antrage Veranlaſſung genommen, darüber, od 


und in welchem Umfange die Errichtun 9 von dergleichen 
Kaſſen und eine zwangsweiſe Theilnahme an denſelben 
für ein Bedürfniß zu achten, und wie unter dleſer 
Voraus ſetzung der Zweck zu erreichen fei, elne nähere 
Erörterung anzuordnen, von deren Ergebniß Unſere 
Entſchließung abhängig bleibt. 
Schleichhandel. 
Dem Antrage, die Behimmungen des Regulotivs 
vom 12. Januar 1839 wegen der Paßpflichtigerit auf 
die wegen Schleichhandels bereits deſtraften Perſonen 
zu beſchränken, ſteht das Bedenken entgegen, daß die 
gegenwärtige Beſchränkung des Schleichhandels eben 
nur durch die ſtrenge Aus führung des Regulalivs ers 
reicht worden iſt; eine Abweichung davon würde für 
Fortſetzung in det Beilage.) 


Mit zwei Beilagen. 


. 


von deſſen Entſtehen Wir mit 
beſonders 


Kempten gebildete, 
ohlgefallen Kenntniß genommen haben, 
wirkſam ſein. 
Noth ſtand der Wein⸗Produzenten. 
Der Bitte Unſerer getreuen Stände: 
daß eine Kommiſſion aus Verwaltungs⸗Beamten und 
ſachkundigen Wein⸗ Produzenten gebildet werde, welche 
unter Vorſitz des Ober⸗Präſidenten der Rhein⸗Pro⸗ 
vinz über die Mittel zur Abhülfe oder doch zur Ver⸗ 
minderung des Nothſtandes der Winzer berathen und 
geeignete Vorſchläge machen ſolle, 
wollen Wir gern ſtattgeben und werden demgemäß Un: 
fere Miniſter der Finanzen und des Innern beauftra⸗ 
gen, die erforderlichen Einleitungen zu treffen. 
Landwirthſchaftliche Lehr⸗Anſtalten. 

In Anerkennung des Bedürfniffes, den Betrieb der 
Landwirthſchaft in allen Theilen der Monarchie durch 
Errichtung von Ackerbauſchulen und höheren landwirth⸗ 
ſchaftlichen Lehr⸗Anſtalten noch mehr zu fördern und 
zu beleben, haben Wir Uns dereits umfaſſende Vor⸗ 
ſchläge hierzu vorlegen laſſen, bei deren fernerer Er⸗ 
wägung Wir das Geſuch Unſerer getreuen Stände um 
Errichtung einer ſolchen Anſtalt in der Rhein⸗Provinz 
den Umſtänden nach gern berückſichtigen werden. 

Lage des Ackerbaues in Bezug auf den Verkehr mit dem 

Auslande. 

Anlangend den Antrag, durch eine Immediat⸗Kom⸗ 
miſſion im allgemeinen Staats Intereſſe die ungünſtige 
Lage des Ackerbaues in Bezug auf den Verkehr mit 
dem Auslande unterſuchen zu laſſen, ſo verweiſen Wir 
zunächſt auf Unſere Schlußdemerkung in dem Beſcheide 
zu II. Nr. 53. 

Ueberdies haben Unſere getreuen Stände einen be: 
ſtimmten Antrag darüber, was zur Beſeitigung der an⸗ 
geblichen ungünſtigen Lage des Ackerbaues geſchehen 
möge, nicht geſtellt und es gänzlich unterlaſſen, ihre 
Anſichten in Bezug auf das Bedürfniß und Intertſſe 
der Provinz ſpeziell zu begründen. 

Feldpolizei⸗ Ordnung. 

Bei der im Werke begriffenen und unter Berück⸗ 
ſichtigung der Petitionen mehrerer anderer Provinzial: 
Landtage thunlichſt zu beſchleunigenden Bearbeitung 
einer Feldpolizei⸗Ordnung zum Schutze der Fluren vor 
Hütungsfreveln und anderen Beſchädigungen, ſoll er: 
wogen werden, inwiefern die in den auf dem linken 
Mhein⸗Ufer geltenden Rural⸗Geſetzen vom 28. Septem⸗ 
ber und 6. October 1791 und 10. Auguſt 1796 ent⸗ 
haltenen Beſtimmungen zu modifiziren und in die für 
die Rhein⸗Provinz zu erlaſſende Verordnung aufzuneh⸗ 
men ſein werden. 

Schließlich geben Wir Unſeren getreuen Ständen zu 
erkennen, daß nach den ſtändiſchen Geſetzen die Be: 
kiehung der Provinzial: Landtoge zu den Kommunen, 
Corperationen und Eingeſeſſenen der Provinz ſich auf 
die Entgegennahme von Petitionen oder Beſchwerden 
beſchränkt, welche in dem in den gedachten Geſetzen 
vorgeſchriebenen Wege durch Mitglieder des Landtags 
an denſelben gelangen müſſen. Wenn daher der Land⸗ 
tag bei ſeiner letzten Verſammlung mehrfach unmittel⸗ 
bar an ihn gerichtete Dank⸗Adreſſen aus einzelnen 
Städten angenommen hat, ſo iſt hierdurch von dem⸗ 
felben in zwiefacher Hinſicht gefehlt worden, indem dieſe 
Adreffen weder Petitionen noch Beſchwerden enthielten 
und die Stände⸗Verſammlung, durch die unmittelbare 
Annahme, der Beſtimmung des $ 51 des Geſetzes vom 
27, März 1824 zuwider handelte. 

nland. — 

Berlin, vom 1 Januar. — Se. Majeſtät der 
König haben Allergnädigſt geruht, dem hieſigen prak⸗ 
tſchen Arzte Dr. Rofenftiel und dem Hof⸗Medikus 

r. Rummel zu Charlottenburg den Charakter als 
Sanitätsrath zu verleihen. f 
Se. Hoheit der Herzog Wilhelm von Medien: 

urg⸗Schwertn iſt nach Dresden abgereiſt. 
des ue heute aus gegebene Nr. 13 (vom 22. December) 
Winiſterialblattes für die geſammte innere 
eid dung enthält unterm 13. November einen Be⸗ 
THEM von Seiten des Ministers des Innern, Grafen 
v. m, welcher die Bedenken eines ſtädtiſchen Ma: 
giſtrats gegen die Wahlfähigkeit eines in Kriminal⸗ 
Unterſuchung befangen geweſenen und nur vorläufig 
ſreigeſprochenen Kaufmanns zum Stadtverordneten für 
unbegründet erklärt, weil die Beſtimmung des 9. 21 
der Städte⸗ Ordnung, nach welchem jedem in einer 
Kriminal - Unterſuchung nur vorläufig Jreigeſprochenen 
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Donnerſtag, den 11. Januar 1844. 


auch denen, die einiges Vermögen beſitzen, zu gewäh⸗ 
ten. — Vom 11. Novbr. Die Verwendung der für 
Paßkarten zu Reiſen auf den Eiſenbahnen aufgekom⸗ 
menen Gebühten iſt dieſelbe, wie die der Paß aus fer⸗ 
tigungsgebühren. — Vom 6. Novbr. Transportkoſten 
für die aus fremden Staaten ohne dieffeitige Requiſi⸗ 
tion ausgewieſenen preußiſchen Unterthanen werden 
dieſſeits nicht vergütet. — Vom 22. Novbt. Die 
Anſchaffung von Unterröcken für die weiblichen Gefan⸗ 
genen in den Strafanſtalten ſoll hinführo etatsmäßig 


fein: 24 Sgr. 8 Pf. pro Unterrock; det Unterrock 


halt zwei Jahre aus. — Vom 25. Novbr. Zerſplit⸗ 
terte Planlagen bei Gemeinheitstheilungen ſind unzu⸗ 
läſſig. — Vom 20. October. Mittheilung des Gut⸗ 
achtens des Landes⸗Oekonomie⸗Collegiums über die 
Schädlichkeit des ſogenannten Mutterkorns im Roggen. 
— Vom 27, Juni. Lokale für Kleinkinder⸗Bewahr⸗ 
anſtalten find grundſteuerfrei. — Vom 23. Auguſt. 
Bei Uebergangs⸗Abgaben⸗Strafgeldern werden keine 
Denuncianten-Antbeile mehr gewährt. — Vom 18ten 
September und 31. October. Zur Reviſion vorzu⸗ 
führende Mobilmachungspferde und Landwehr⸗Uebungs⸗ 
und Begleitpferde haben kein Chauſſeegeld zu zahlen. 
Vom 14. November. Wenn Landwehrmänner bei 
Aufenthaltsveränderung die Ab⸗ und Anmeldung unter⸗ 
laſſen, ſo haben ſie nur die einfache Strafe zu erlegen. 
— Vom 21. Auguſt. Bei der Anſtellung von Ma⸗ 
giſtratsperſonen als Gewerks⸗Aſſeſſoren ſoll die unmit⸗ 
telbare Sportelerhebung wegfallen, dagegen kann allen⸗ 
falls eine erhöhte fixe Beſoldung gewährt werden. — 
Vom 28. Septbr. Es kann fortan keinem Kandida⸗ 
ten der Medizin, Chirurgie, Gedurtshülfe, Zahnarznei⸗ 
kunſt und Pharmacie erlaubt ſein, eine Prüfung, in 
welcher er nicht beſtanden, vor einer anderen, als dere 
jenigen Prüfungsbehörde, vor welcher er das erſtemal 
geprüft worden, zu wiederholen. 

n Schreiben aus Berlin vom 8. Januar. — 
Während die Zuſammenkünfte von Studirenden jetzt 
ihren ruhigen Fortgang nehmen, hat in der vorigen 
Woche hier eine Verſammlung ſtattgefunden, deren beab⸗ 
ſichtigter Wiederholung vermuthlich kein Hinderniß in 
den Weg gelegt werden wird; die Altmeiſter ſämmtli⸗ 
cher hieſigen Gewerke nämlich ſind zuſammengetreten um zu 
berathen, wie der zunehmenden Verwirrung in Ausübung 
der Gewerbe wohl zu ſteuern fei, und auf welche Weiſe 
man es zu einer zweckmäßigen Gewerbe⸗Ordnung brin⸗ 
gen möchte. Von Zunftzwang oder ähnlichen Beſchrän⸗ 
kungen der beſtehenden Gewerbefteihelt iſt hierbei kei⸗ 
neswegs die Rede. Nach der erſten Zuſammenkunft, 
in der eine vorgelegte Pitition an Se. Majeſtät den 
König von ſämmtlichen Anweſenden unterſchrieden wurde, 
hat man dem Magistrat die Anzeige gemacht, doß es 
der Wunſch und die Abſicht der Vorſtände ſämmtlicher 
Gewerke wäre, fo lange, bis die vorliegende Frage er⸗ 
ledigt wäre, ihre zeitweiligen Zulammenkünſte ſfortzu⸗ 
fegen und aus ihrer Mitte eine Commiſſion zu ernen⸗ 
nen, die ſich mit der in Frage ſtehenden Aufgabe vor⸗ 
zugsweiſe beſchäftigen ſollte. Es liegt in dieſem Er: 
eigniß gewiß ein deutliches Zeichen von den Bedürf⸗ 
niſſen unſerer Gegenwart und dem darüber immer kla⸗ 
ter hervortretenden Bewußtſein. — In Folge der Wieder⸗ 
belebung des Schwanenordens iſt [hen eine Brochüre hier 
erſchienen, welche in kurzer Ueberſicht die Geſchichte, Sta: 
tuten und Bedeutung des Ordens angiebt und zugleich eine 
colorirte Abbildung der alten Inſignien ihren Leſern liefert. 
Ihre eigene Zweckmäßigkeit det der gegenwärtigen Wie⸗ 
derbelebung des Ordens motivirt dieſe kleine Schrift in 
folgender Weiſe: „Sie wird um ſo nöthiger ſein, als 
ſeht Viele, ja vieleicht die Meiften, welche jetzt von 
dem Schwanenorden hören, bisher nichts Genaueres 
von demſelben gewußt haben. Das iſt freilich ſehr 
verzeihlich. In den Geſchichtsdüchern geſchah ſeiner 
nur oberflächlich Erwähnung, und man hegte, weil es 
an Material zur genaueren Kenntniß deſſelben fehlte, 
auch kein Intereſſe für ihn. Erſt im Jahre 1842 


hat der Freiherr Rudolph, Maria Bernhard von Stil: 


fried⸗Rattonitz die über den Orden vorhandenen Ur⸗ 
kunden und Denkmale zuſammengeſtellt und herausge⸗ 
geben, und auch dieſes Werk welches den Titel führt 


„Stammbuch der löblichen Rittergeſellſchaft Unſrer lie⸗ 


. 


Abfaſſung derſel⸗ 


gar nichts werden, da den 
Betheiligten die ziemlich beſtimmt ausgeſprochene For 
derung entgegen gestellt iſt, fie möchten von ihrem Nor: 
haben freiwillig zurücktreten. — Esiftjegt der Plan, welche 
freilich ſchon feit längerer Zeit betrieben wurde. ſelner Reallſa⸗ 
tion um ein gut Theil näher gerückt, die Ernennung der 
Privatdocenten an den einhelmiſchen Univerſitäten einzig 
und allein von dem;Minifter, ohne jede Concurrenz det 
bezüglichen Fakultäten abhängig zu machen. — Vor 
einigen Tagen war hier das Gerücht, König Ludwig 
Philipp fet plötzlich geſtorben, allgemein verbreitet, ohne 
dis jetzt aber feine Beſtätigung erhalten zu haben. — 
An unſern Kinderwarteſchulen haben ſich in der letzten 
Zeit mehrere Uebelſtände herausgeſtellt. Dieſe Schulen 
werden jetzt häufig von bemittelten und wohlhabenden 
Familien benutzt, die gegen ein Honorar von fünf 
Silbergroſchen monatlich denſelben ein Kind anvertrauen 
dürfen; dadurch werden die beſtehenden Schulen ſo 
überfüllt, daß ſehr oft der Fall eintritt, daß arme, 
hülfsbedürftige Eltern für ihre Kinder kein Unterkom⸗ 
men darin finden können, obwohl für dieſen Zweck ge⸗ 
rade jene Anflalten eingerichtet und verhältnifmäßig 
anſehnliche Beiträge eingeſammelt werden. Ein ande⸗ 
rer Uebelſtand beftcht darin, daß die Leiter ſolcher An: 
ſtalten oft wohl grade nicht im Stande, die kleine Ju⸗ 
gend auf andere Weiſe zu beſchäſtigen, das Gedächtniß 
der Kinder, die kaum deutlich zu ſprechen vermögen, 
mit unendlich langen geiſtlichen Liedern und Gebeten 
anfüllen und dadurch offenbar der geiſtigen Entwicklung 
dieſer Kinder einen unberechenbaren Schaden zufügen. 

(Börſennachr. d. Oſtſee.) Von vielen Seiten iſt die 
Bitte zum Fuße des Thrones gelangt, daß es Se. Ma; 
jeſtät dem Könige gefallen möge, ein eigenes Miniſte⸗ 
rium für den Handel — unabhängig vom Finanzmi⸗ 
niſterium — ſin Preußen zu errichten. Nun wohl, 
dieſe Bitte iſt erfällt worden, da auf Befehl St. Ma: 
jeftät des Königs das Miniſterium der cuswärtigen 
Angelegenheiten fortan in zwei Abtheilungen zerfallen 
fol, und zwar: Abthellung für die auswärtigen Ange: 
legenhelten und Handels Minifterium. Dieſe 
neue, fo lange erſehnte Behörde wird in Heren von 
Rönne, unſerem bisherigen Miniſter⸗Reſidenten bei 
den nordamerikaniſchen Freiſtaaten, einen eben fo kennt⸗ 
nißreichen, als aufgeklärten und freiſinnigen Chef er: 
halten, und an deffen Stelle ein Rath der Regierung 
von Potsdam die Intereſſen Pteußens jenſeits des 
Oceans vertreten. Wie wir hören, wird in jeder Han⸗ 
delsſtadt ein Comité des Kaufmannsſtandes gewählt 
werden, um direkt mit dem neuen Miniſtecſo zu con⸗ 
ferieen. — Es iſt kein Zweifel, daß Preußens Hın- 
delsſtand dem ihm fo geſchenkten Vertrauen entſprechen 
und mit Freiſſunigkeit und Auftichtigkeit die kean ken 
Stellen des Handels aufdecken werde, damit die neut 
Behörde, im Verein mit den Commité's, wirklich Sr⸗ 
gensreiches wirken könne. 

(Magdeb. 3.) Wie verlautet, hat das Miniſtetlum 
der Geistlichen, Unterrichts: und Mezinal⸗Angelegenbei⸗ 
ten den Univerſitäts⸗Corporatlonen einen Vorſchlag, 
als deſſen Urheber man den Herrn v. Schelling biz 
zeichnet, zur Begutachtung vorgelegt, wonach die ak d 
miſchen Vorleſungen in der Art umgeſtaltet werden 
ſollen, daß nicht, wie bisher, von den Studirenden 
blos gehört, reſpektve nachgeſchrieben werde, fondern, 
dieſelben über das Gehörte auch befragt, d. h. exami⸗ 
nirt werden ſollen. Daß damit die Ertheilung von 
Ernfuren an die Studitenden und ein ſpſtematiſchrs 
Beaufſichtigen des Beſuches der Collegien zuſammen⸗ 
hängt, iſt eben fo leicht einzufehen, als daß dle conſe⸗ 
quente Handhabung eines ſolchen Syſtems zuletzt auf 
die Firirung von abgeſchloſſenen Lehrcurſen, die cf 
durchgemacht werden müſſen, ehe die Studirenden zu 
anderen zugelaſſen werden, und endlich zur Ein⸗ 
führung von approbirten Compendien, alſo zur Auf; 
hebung der bisher beſtandenen Hör⸗ und Lehrfrelhelt 
führen würde, und Profeſſor Walter würde, Falls dies, 
fer Vorſchlag zur Ausführung käme, mit Recht von 
einer Heraddrückung der Univerfitäten zu Gywnaſten 
ſprechen. Indeſſen hört man, daß bereit? von einigen 
Univerſitäten, und namsutlich vonder Berliner, 15 Rh 
gegengeſetzten Sinne berichtet worden fei, und wir d 


— So 


fen hoffen, daß den Univerſitäten das Palladium der 
Hör⸗ und Lehrfreiheit und damit ihr weſentlichet Chi: 
rakter nicht entzogen werde. Es iſt dies eine Sache 
der ernſteſten Erwägung werth und von entſcheiden⸗ 
dem Einfluß auf die Entwickelung der Zukunft im 
deutſchen Volke. i ei 

Deut ſchland. . 

Vom Rhein, vom 2. Januar. (Köln. 3.) Nach 
Briefen aus den engliſchen Fabrikdiſtrikten find in Folge 
der ſtarken Ausfuhr nach Deutschland, Rußland, Oſt⸗ 
indien und China alle größeren Twiſtvorräthe geleet, | 
Viele Fabrikanten haben bereits große Beſtellungen für 
das nächſte Jahr auch aus Deutſchland erhalten. Die 
Annahme, daß der Zollverein die Eingangsabgaben | 
auf dieſen Artikel erhöhen werde, iſt gänzlich verſchwun⸗ 
den. Die Garnfpinnerei gewinnt mit jedem Tage 
mehr an Ausdehnung, da man findet, daß fie tros 
der niedrigen Preiſe fortwährend einen ſehr reſpectablen 
Gewinn abwirft. 

Aus Schleswig⸗Holſteln, vom 5 
(O. -P. ⸗A.⸗Z.) — Die gerichtlichen Unterſuchungen bei 
den beiden Drogoners Regimentern der Herzogthümer 
nahen ſich ihrem Ende, und wie die Urtheile gefällt 
werden, gelangt man auch zur authentiſchen Kunde des 
Vorgefallenen. Die beim erſten Dragoner⸗Regiment 
wihrend des Dienftes in Altona vorgefallenen Exceſſe 
beſtanden demnach beſonders darin, daß eine Anzahl 
Gemeine auf etwas tumultuarſſche Weiſe ihre Ablöſung 
vetlongten. Ungefähr 20 davon ſind verurtheilt, 24 
Stunden krumm geſchloſſen zu werden, die Rädelsfüß⸗ 
ter aber zu 20 Tagen Gefängnißſtrafe bei Waſſer und 
Brod. Ueber ein paar andere, welche ſich an einem 
Corporal thätlich vergriffen, iſt das Urtheil noch nicht 
gefalt worden, und wünſcht man darüber wohl erſt 
eine höhere Meinung zu wiſſen. Somit wäre dieſe 
Sache ſo gut als abgemacht und es bleibt denn noch 
die Abuctheilung der ollerdings viel bebeutenderen des 
zweiten Dragoner⸗Regiments zu Ißehoe übrig. 

Alzel, vom 5. Januar. (O.⸗P.⸗A.⸗3.) — Moritz 
v. Ha er, Brauer des im Duelle bei Worms g biiede⸗ 
nen v. Sarachaga, hat ſich geſtern bei dem hieſigen 
Gerichte, i! Begleitung feiner beiden Secundanten, 
fiftirt. Nachdem dieſe Herren die vom Geſetze beflimmte 
Caution geftellt hatten, wurden fie noch am ſelben Tage 
aus dem Detentionsverhafte freigegeben. Mit großer 
Spannung ſieht man der demnächſt hier ſtattſindenden 
öffentlichen Gerichts verhandlung über jene in ganz Europa 
Aufſehen erregende Streitſache entgegen. 

8 HOeſter reich. 
I Schrelben aus Wien, vom 7. Januar, — Wei⸗ 
tere Briefe aus Görtz von neuerem Datum berichten 
eine ng Verſchlimmerung in dem Zuſtande des 
Herzogs von Angoulsme, fo zwar, daß man nur we⸗ 
gen Erhaltung dieſes Prinzen ſehr beſorgt iſt. — Aus 
Mainz hat man hier die Anzeige erhalten, daß daſelbſt 
vor Kurzem der k. k. Generalmajor in Penſion, von 
Bubna, geſtorben if. 

Frankreich. 

Paris, vom 3. Januar. — Die Journale geben 
heute die Verhandlungen in der Paits⸗ und Deputirten⸗ 
kammer über die Wahl der Adreßcommiſion, mit einer 
üderausgroßen Ausführlichkeſt. — Von nachträglichem 
Intereſſe wären allenfalls die Verhardlungen im 7ten 
Bürecu, wo Thiers und Guizot einander gegen: 
überſtanden. Der erſtere erklärte ſich für einen ent⸗ 
ſchiedenen Gegner der Thronrede. Er nahm das Wort 
über die engliſche Alliance; man müſſe, bevor man 
ſich über eine ſo ganz vollſtändige Einigkeit ausſpreche, 
dieſe Frage doch ſehr genau betrachten, denn die Erz 
fahrung habe gelehrt, vorſichtig zu fein. Man müſſe 
prüſen, ob es dem Miniſterium nicht möglich ſei, einige 
Genugthuung für die Rechte des Landes zu erhalten, 
die der Würde Frankreſchs und der Kammer gemäß 
ſei. Bevor man ſich über das Verhältniß entſcheide 
und ausſpreche, müßten die nationalen Forderungen 
Genugthuung erhalten. Das Durchſuchungs recht iſt 
hauptſaͤchlich mit dieſen Andeutungen gemeint; vielleicht 
aber auch die Regulirung des Zolltarifs. — Herr 
Thiers fragt weiterhin auch noch, ob in den neuen 
Projekten über den öffentlichen Unterricht auch die An⸗ 
gelegenteit der kleinen Seminare ins Klare. gebracht 
fi, denn dies müſſe man bei dem fo böchſt wichtigen 
Streit zwiſchen Kirche und Univerſität durchaus wiſſen, 
bevor man ſich in der Adreſſe ausſpreche. Herr Guizot | 
zeigte ſich bereit auf dieſe Fragen zu antworten. Es 
ſel, was England anlange, nicht mehr von einer 
Alliance, ſondern von einem herzlichen Vernehmen die 
Rede, Wegen des Unterſuchungsrechts würden die 
Unterhandlangen fortgeſetzt. — Was die kleinen Se⸗ 
minarien anlangt, ſo erklärte der Gtoßſiegelbewahrer 

r. Martin du Nord, daß er Über dieſen Punkt vor⸗ 
läuſig noch ſchwejgen müſſe. Hr. Thiers zeigte ſich 
nicht ſehr zufrieden mit dieſen Anworten, und behielt 
ſich das Weitere für die Discusfion in der Kammer 
vor. Bemerkenswerth iſt es aber, daß er beider, 
Wehl zum Commiſſair für die Adreſſe nur 16 Stim- 
men hatte, während der Kandidat des Minifteriums, 

r. Baume 23 erhielt. 


Es iſt ein Gerädt im Umlauf, daß das Minſſte⸗ ten? Wo die deutſche Induſtrie ſelt Jahren beſtan⸗ dieſer Sache. Abet wirklich zu be 
aum von Neuem geändert werden fol, Man ſagt, den hat, wird ſie ſortdauern und mit jedem Jahre der Geiſt des Unfriedens ſich 
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Die, Dupia und Thiers verſtändigten ſich jetzt unter⸗ höher gufblühen; ſchon in ihrem dermaligen Beſtand 


einander, um ein neues 


* 


Kabinet zu bilden; Thlere iſt fie edendüctig der engliſchen und ftanzöſiſchen. 


würde alsdann das Portefeuille des Innern und Mole Wollt For fie aber an Orten aufrufen, wo weder die 


das des Aeußern erhalten, 


Hr. Guizot hat durch feine geſtrige Erwiderung auf 
die Interpellation des Hrn. Thiers das Gerücht von 
der Abſonderung des Kabinets von St. Petersburg 
in der griechiſchen Frage deſtätigt. 

Man ſagt, das Londoner Kabinet dringe in Murie 
Chriſtine, ihre Rückkehr nach Spanien zu beſchleunigen, 
während das Tullerien⸗Kabinet anderer Seits ihr rathe, 
den Augenblick ihrer Abreiſe ſo lange als möglich zu 
verzögern. 

Ein Theil des Gepäckes der Königin Chriſtina A 
bereits nach Spanien abgegangen. Am 7ten will die 
Königin ſelbſt ahreiſen. 


p ani e n. 
Madrid, vom 28. December. (DO.⸗P.⸗A.⸗3.) — 
Ueber die Intentionen des Cadinets weiß man nichts 


2. Januar, weiter, als was ſchon geſtern berichtet wurde; man iſt 


nur der Meinung, daß die Regierung nicht bloß hin⸗ 
ſichtlich der Apuntamientos und der Nationalgarde Ver⸗ 
fügungen treffen, ſondern auch die Preffreigeit unter⸗ 
drücken und die Cenſur herſtellen werde. — Narvagez 
hat an dem Tage der Aufhebung der Sitzungen des 
Congreſſes eine ſehr lange Conferenz mit dem Grafen 
Breſſon gehabt. — Man erwattet hier den päpſtlichen 
Nuntius in Portugal, Cappacint, der Aufträge im Im 
tereſſe des Vermählungsprojectes der Königin mit dem 
Grafen Trepani haben fol; — Andere glauben, er 
habe Aufträge bezüglich der kirchlichen Angelegenheiten 
in Spanien. — Madrid iſt rubig, die Bewegung über 
den Erfolg der Maßregeln des Cabinets ift nur in den 
politiſchen Salons bemerkbar. Ein Theil der Preſſe 
findet das Benehmen der Regierung tpranniſch, ein 
anderer Theil findet es gemäßigt, weiſe und gerecht. 
Die Deputirten halten Berfammlungen, die Opposition 
bei de las Naas, die üerigen bei Carriqueci, der 
einet der ergebenſten Anhänger der Königin Chr fine 
ſein ſoll. — Von Figueras wichen die Nachrichten 
dis zum 28. December. Amettler ließ am 25 ſlen die 
Stadt heftig beſchießen, am 26jten und 27 len fielen 
nut einige Schüſſe. Man glaube, die Inſurgenten 
hätten nur noch für zwei Monate Lebensnuttel, wür⸗ 
den ſich bis Ende Februar hatten und ſich dann nach 
Frankreich durchzuſchlagen ſuchen. 
Drei, von den Individuen, die wegen des Attentats 
Narvaez verhaftet waren, find aus dem Gefäng⸗ 
niſſe entfprungen. Es follen gerade die am meiſten 
Verdächtigen fin. 
Portugal. 

Liſſabon, vom 23. December. (A. Pr. Z.) Geſtern 
iſt eine telegraphiſche Depeſche aus Caſtello Branko 
hier eingetroffen, welche meldet, daß am 1 ten b. M. 
Herr Olozaga, Ex⸗Präſident des letzten ſpaniſchen Ka⸗ 
binets, daſelbſt angekommen iſt. Wie der heutige 
Correio Portuguez ſagt, ſtellte er ſich der dortigen 
Behörde mit einem Paſſe vor, der von einem der aus⸗ 
wärtigen Miniſter zu Madrid ausgefertigt worden 
wat, und der auf einen Kaufmann lautete. Herr 
Olozaga ſoll erklärt haben, er ſei durch außerordentliche 
Umſtände zur Flucht aus feinem, Vatetlaunde gemöthigt 
geweſen und bitte um eine Zuſluchtsſtätte in Portugot. 
Nach der Verſicherung vieler Perfonen foll er de⸗ 
teits hier im engliſchen Botſchafts⸗Hotel ſich befinden. 
In den letzten Tagen waren wir hier ganz unerwartet 
von einer ernſtlichen Miniſter,Kriſe bedroht. Zwiſchen. 
dem Herzog von Terceira, Kriegsminiſter, und dem 
Hrn. Coſta Cabral, Miniſter des Innern, zwiſchen wel: 
chen Beiden ein in vielfacher Beziehung ähnliches V. 
hältniß herrſcht, wie zwiſchen dem Marſchall Soult und 
dem Hrn. Guizot im franzöſiſchen Kabinet, war es zu 
ernſtlichen Miß verſtändniſſen gekommen, in Folge deren 
Alle ihre Entlaſſung anboten. Im Palaſte aber, wo 
man mit Recht dem gegenwärtigen Miniſterium und 
deſonders dem Herrn Coſta Cabral volles Vertrauen 
ſchenkt, fir als die feſteſten Stützen des Thrones und 
als befte Bürgſchaft für Auftechthaltung ber Ordnung 
betrachtet, wurden dieſe Mißverſtändniſſe wieder beſei⸗ 
tigt und ausgeglichen, die Minifter nahmen ihre Ent⸗ 
laſſung wieder zurück, und fo wurde die berelts drohende 
Gefahr wieder r 5 

roßbritannien. 5 

Die 1 giebt an, daß die Stelle eines 
Oberrichters zu Hong⸗Kong bereits ſieben engliſchen 
Jurſſten vergebens angeboten worden ſei, obgleich der 
Gehalt dieſer Stelle 3000 Pfd. St. (75,000 Feks.) 
betrage, Als Grund giebt man das ungeſunde Klima 
an; Andere ſagen, es ſei die Schwierigkeit, welche ſich 
bel der Rechtſprechung dadurch ergebe, daß neben 177 

liſchen Geſetzen auch noch die einheimiſchen Rechts⸗ 
gebräuche zu berückſichtigen frien- 

Der Rene Gn meldet aus London vom 
24. December u. A.: In einem Augenblick, wo bei 
allen ‚civilfirten Völker ſich die Männer des Fort: 
ſchritts in derſelben Idee eines freien Handelt 
verkehrs zuſammenfinden, ſollte man ſich in Deutſch⸗ 
land abſondern, und den Weg nach rückwärts betre⸗ 


Natur, noch die Vernunft eine Antwert baben, wollt 
Ihr ſie da aufrufen, um Wenigen die Taſchen zu 
füllen, und die natürliche Beſtimmung des Landes und 
feiner Bewohner zu verfälſchen fo iſt es ſehr begreif⸗ 
lich, daß Ihr das jetzige Spſtem des Zolvereins un: 
genügend findet. Jyr verlangt eine kleine Erhöhung 
des Tarifs, aber täuſcht Euch doch abſichtlich nicht. 
Ihr müßt wiſſen, daß es für Euch nicht möglich it, 
zu beſtehen, ohne den doppelten, ja dreifachen Auf⸗ 
ſchlag des Schus zolls. Dann, find mir ader nicht 
mehr bei dem ſchützenden Zoll geblieben, ſondern bei 
dem reinen Verbot angelangt. Und dann ſeht zu, ob 
Ihr ſo groß und reich wie England werdet — daß 
Ihr aber fo elend werdet, als England iſt mit feiner 
Größe und feinem Reichthum, darauf könnt Ihr Euch 


verlaſſen. Os iſch 
f maniſches Reich. 

+ Schreiben von der e e vom 
1. Jmuar. — Der Vladika von Montenegro und der 
Paſcha von Scutar! liegen ſich wegen der Wegnahme 
der Inſeln Leſſandria und Vranina durch letztern fort⸗ 
während in den Haaren, ohne daß Übrigens die Ar: 
firengungen des erſtern durch irgend einen andern Er⸗ 
folg gekrönt wären, als daß die Aldaneſen durch die 
Montenegriner am Fiſchfang im See von Scutati, 
welch“ wichtiger Exwerbszweig für letztere ſelbſt gefperrt 
iſt, ebenfalls geſtört werden. — Die Angelegenheiten 
des Vladika mit dem Weſir von Moſtar, welche kaum 
erſt durch einen Friedensſchuß geregelt worden, scheinen 
ſchon wieder mit einem Biuche bedroht. Thatſache iſt, 
daß die Depuclrten, welche der Beziek von Graho wo 
zur Erfüuung eines Teils der Stipulationen jenes 
Vertrogs nach Moſtar ſandte, noch nicht von dort zus 
tückgekehrt find, ob fie aber daſelbſt verhaftet, oder wie 
andere behaupten, als Sügne für die vor einiger Zeit 
duch die Montenegriner in der Nähe des Kloſters 
Oſtrog niedergemetzelten Nicſi ſchianer hinge ichtet wor⸗ 
den ſeien, wie ein unbeſtimtes Gerücht behauptet, iſt 
dis jetzt mit Sicherheit nicht zu erfahren. 

A m e 1 a. 

Nach den neueften Berichten aus Montevideo dom 
19, Detbr. iſt der dortige portugiefifhe Geſchaftsträger 
angewleſen worden, die Stadt innerhalb ſechs Tagen zu 
verlaſſen, weil man entdeckt hatte, daß er eine verrä- 
theriſche Corteſpondenz mit dem Feinde führte. Was 
die neueſten Niederlagen betrifft, welche jenem Berichte 
zufolge den argentiniſchen Truppen deigebracht ſein ſol⸗ 
len, ſo ſcheinen dieſelben ſich auf ein lebhaftes Vor⸗ 
poſtengefecht zwiſchen dem Oberſten Flores und dem 
General Gomez, welcher letztere die argentiniſchen Trup⸗ 
peu befehligte, beſchränkt zu haben. Gomez fol 100 
Todte, 12 Gefangene und mehr als 400 Pferde ver⸗ 
loren haben. 

Oſtindien und Ching. 

Die neueſten Nachrichten aus Indien üder Mar⸗ 
ſeille gehen dis zum 1. December. Man fürchtet neue 
Revolutionen in dem Punjab, wo die indiscipfinirten 
und ſchlecht bezahlten Truppen die Herrschaft haben, 
Euſt alle europäiſchen Offiziere, die im Dienſt Runjet⸗ 
Sings ſtanden, find im Begriff, das Land zu verlaſſen. 
Die Engländer haben einen Truppencordon an der 
Grenze aufgeftelle. — Im Sind herrſchen füechterliche 
Krankheiten unter der engliſchen Armee; von 16,000 
Mann find kaum 3000 dienſtfähig. 

Die Nachrichten aus China find vom 30. Septem⸗ 
ber. Es iſt dort alles beim Alten. Der englifche 
Commiſſär hat einen Supplementar⸗ Traktat mit dem 
Kaiſer von China abgeſchloſſen, worin ſich eine Be⸗ 
ſtimmung findet, deren Tendenz iſt, jedem fremden 
Geſandten den Aufenthalt in Peking zu unterfagen, 
Mon fürchtete, daß hieraus Mißhelligkeiten zwiſchen den 
europäiſchen Mächten entſtehen könnten. — Drei Todes: 
fälle werden aus China gemeldet. ar find geftorben 
1) der berühmte engliſche Dollmetſcher Morriſon, an 
deſſen Stelle Karl Gutzlaff gekommen if; 2) der be⸗ 
kannte kaiſerl. Commiſſär Lin und 3) der große Ho 
Kaufmann Howaua, der nicht weniger als 15 Wi 
Dollars (81 Mill. Frs.) hinterlaſſen hat. 


1125 ie e en 

Nuͤrnberg. ie ſchon früher 

Meinung, daß das, zum Bar 8 
Bayernvolkes erlaſſene Geſetz über Reduei 

der Polizeiftunde mehr Unzukrz um 
1 * 55 uhren vo i 

hat ſich bereits mehrfach beſtati Die Gei 1 
vom Lande beſchwert 70, th 
gottesdienſt auffallend vernachlaͤſſigt werde . 
Bauern erwidern, daß der Sonntag für fie d * 
leinige Tag des Genuſſes fei, daß, wenn 2 5 ſie 
um 9 Uhr aus den Wirthshaͤuſern treibe ſie > fo 
zeitiger hingehen, ergo — ſich mit der vormittägigen 
Seelenſpeiſe begnügen müßten. Von den Kanzeln 
werden Anathemas geſchleudert, 


* 7 di 
noch niemals eiſernere Conſequenz A rg 


dauern if es, 
3 — 


Lande, ſondern auch a Staͤdten, denen ungleich 
groͤßere Freiheiten verſtattet ſind, zeigt. Unſere liebe 
Schweſterſtadt Fürth hat am Sylveſterabend davon 
ein auffallendes Beiſpiel gegeben. Der dortige Ma⸗ 
giſtrat hat ſich ſtreng an den Buchſtaben des neuen 
Geſetzes gehalten, und die an dieſem Tage herkoͤmm⸗ 
licen Freinachtsbewilligungen verweigern zu müffen 
— Da brach es los, das Unwetter, deſſen 
Olfen ſich in den niedrigſten Kneipen bei Tabacks⸗ 
n und Gerſtenſaft geſammelt hatten, und ent⸗ 
ud ſich gerade über dem neu erbauten Rathhauſe. 


wüthendes Geheul und Geſchrei miſchte ſich das 
irren der zerſchmetterten Fenſterſcheiben. Nicht tech 


Tages 
t Breslau, 2 10 


e ſchichte. | 


en 
3 in einer der größeren Brauereien hier 
Orts ihre ſilbernen Taſchenuhren von einem Dritten 
geſtohlen worden ſeien. Der Beamte ließ ſich die Er. 
mittelung des ihm im Allgemeinen bezeichneten muth⸗ 
maßlichen Diebes möglichſt angelegen ſein und wurde 
ſeiner auch habhaft, nachdem durch Nachforſchungen 
inzwiſchen herausgebracht worden war, daß derſelbe 
tine der geſtohlenen Uhren mit Hülfe eines Kutſchers, 
der ihm gegen eine Belohnung das Zeugniß gegeben, 
daß er ein rechtlicher Mann ſei, die Uhr ihm wirklich 
gehöre und längere Dienſtloſigkeit ihn nöthige, dieſelbe 
zu veräußern, um die Mittel zu ſeinem einſtweiligen 
unterhalte zu erlangen, bereits an einen fremden und 
dier auf Rückladung wartenden Fuhrmann verkauft, 
die andere dagegen bel einem Uhrmacher auf der Karls⸗ 
ſtraße gegen eine dritte vertauſcht habe. Dieſe und 
die andere geſtohlene Uhr find hierauf auch mit einer 
über zwei Ellen langen filbernen Kette, einem Theile 
des aus dem Verkaufe der einen Uhr gelöſten Geldes, 
eine m ſeidenen Regenſchirme und einem ſildernen Uhr⸗ 
ſchlüſſel in Beſchlag genommen worden, Zur Oeff⸗ 
nung der Stube, in der die Uhren gehangen, hat ſich 
der Dieb des Studenthürſchlüſſels bedient, den man 
unvorſichtiger Weiſe immer an einem zu dem Zwecke 
deſonders neben derſelben eingeſchlagenen Nagel aufzu⸗ 
hängen pflegte. Daß es ſonach unter allen Umſtän⸗ 
den mißlich und ohne eigenen perſönlichen Nachtheil 
nicht gerathen ſei, von undekannten Perfonen zum 
Kauf ausgebotene Gegenſtände käuflich oder auf an⸗ 
dere Weiſe an ſich zu dringen, wird darch den oben 
deſprochenen Fall ziemlich klar und deutlich; wes⸗ 
hald wir die durch denſelben gebotene Gelegenheit be⸗ 
nützen, auf die Folgen ſolcher Ankäufe hierdurch ein⸗ 
mal aufmetkſam zu machen; zumal es Jedermann auch 
dald einleuchten dürfte, daß jeder, durch forgfältige Be⸗ 
obachtung der beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften er⸗ 
ſchwerte Verkauf geſtohlener Sachen, zugleich ein ſiche⸗ 
res Mittel iſt, die Verübung von Diebftählen überhaupt 
zu vermindern, da der Dieb nur ſeines Vortheils we⸗ 
gen ſtiehlt, dieſen aber oft nur dann erreicht, wenn er 
für das gestohlene Gut auch willige Käufer findet. 
Nach $. 1231 Tit. 20 Thl. II. des Allgem. Landt. 
iſt Jedermann, dem von Verdächtigen oder Unbekann⸗ 
ten, Sachen zum Kauf angetragen werden, ſchuldig 
zu prüfen, ob der Antragende wahrſcheinlich über die 
angebotenen Sachen zu verfügen berechtiget ſei. Be⸗ 
ſonders aber muß dieſe Vorſicht nach F. 1232 am 
angef. Orte, alsdann beobachtet werden, wenn der Ver⸗ 
kaͤuſer oder Verpfänder ein Dienſtbote oder Hausge⸗ 
noſſe, und die Sache ſo beſchaffen iſt, daß ſie wahr⸗ 
ſcheinlicher Weiſe der Dienſtherrſchaft oder dem Haus: 
vater gehören könnte. In einem ſolchen Falle muß der 
Käufer oder Pfandnehmet nach §. 1233 a. a. O. ſich 
dei der bloßen Angabe des Antragenden nicht beruhi⸗ 
gen, ſondern ſelbſt Nachfrage halten: eb etwa eine 
Untreue mit unterlaufe. Mit ganz unbekannten Leu⸗ 
ten, welche Sachen von Werth, z. B. Gold, Silber, 
Juwelen oder andere Koſtbarkeiten, zum Kauf oder 
Pfand anbieten, ſoll ſich nach g. 1234 a. a. O. Nies 
mand in ein ſolches Geſchäft einlaſſen. Eben fo. wer 
nig darf dies nach $. 1235 a. a. O. geſchehen, wenn 
die angetragene Sache von der Beſchaffenheit iſt, daß 
te vom Stande und Gewerbe des Antragenden der⸗ 
gleichen Sachen überhaupt nicht zu. haben pflegen. Er⸗ 
wächſt aus der Vergleichung der Beſchaffenhelt der 
ache und der Perſon des Antragenden, oder aus 
dem die Forderung des Verkäufers beträchtlich über: 
enden Werth des angebotenen Gegenſtandes, ein 
wabrſchtinlicher Verdacht, daß ſie entwendet ſein kön⸗ 
en fo ift nach $. 1236 0. a. O. ein Jeder bei 
nacher klicher Geld: oder Gefängnißſtrafe — im Be⸗ 
trage bis zu 50 Rthir. oder ſechswöchentlichem Arreſt 
2 RT eine ſolche verdächtige Sache anzu⸗ 
halten, und an die Polizei⸗Obrigkeit des Ortes zur 
weiteren Unterſuchu abzuliefen. Hat Jemand wiſ⸗ 
ſentlich geſtodiene Sachen gekauft oder zum Pfande 
genommen; ſo fol er nach $. 1238 om angef, Orte, 
wenn et auch an dem Diedſtahle ſelbſt in keiner Art 
Theil genommen, dennoch als gemeiner Dieb geſtraft 
werden. Hat Jemand aber geſtohlene Sachen zwar 


Schleſiſcher Rouvellen- 
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frieden damit, drangen andere Maſſen zu den Woh⸗ um den Leib geflihrt, und nach 7 Kauf 


nungen verſchiedener Magiſtratsmitglieder und ahm⸗ zogen alle vergnügt von dannen. 
ten das am Ratbhaus ſtatuirte Beiſpiel nach. So B 


(Die engliſchen 
tler bezeichnen in ſolchen Fallen den Bart 9 5 


feierte Fürth die erſte Stunde des neuen Jahres. regelmäßig als ein Vieh in menſchlicher Gestalt; 


Um noch ſchlimmere, in Ausſicht ſtehende Erceſſe zu aber giebt es 
verhindern, requirirte der Magiſtrat in aller Eile liche Gewalt? 
Militair von Nuͤrnberg. Sobald eine Escadron 


Cheveauxlegers anlangte und mit flachen Saͤbeln ein⸗ 
hieb, ſtoben die Haufen auseinander und die Re⸗ 
volte war beendigt. 


denn gegen ſolches Vieh keine menſch⸗ 


Rouen. Ein piefiger Webergeſelle hat ein fünf⸗ 
aktiges Trauerſpiet, „Spartacus,“ geſchrieben und 
an das franzoͤſiſche Theater nach Paris geſchickt, das 
es zur Aufführung angenommen hat. (Die ſchleſi⸗ 


Am 23ſten Dec. hat ein Mann, Namens Hart, ſchen Weber brauchen keine Trauerſpiele zu ſchrei⸗ 


Betrunkene Poͤbelhaufen umringten es und in ihr | feine Frau einem andern Manne, Namens Smith, ben, denn ihre hülflofe Lage und ihre drückende Ar: 


fuͤr 1 Sh. auf ch Markt in Nottingham muth führen täglih die herzzerreißendſten Trauer⸗ 


verkauft. Dieſe 


rau wurde dahin mit einem Strick ſpiele auf.) 


nicht wiſſentlich, aber doch mit Verabſäumung der ge⸗ der Behoͤrden \ 2 
Januar. — Vor wenig Ta⸗ ſetzlichen Vorſicht gekauft oder angenommen, fo ſoll Wohnhaͤuſer, 11 Fabrikgebaͤude, Muͤhlen und Ma. 
wurde einem Beamten angezeigt, daß ein Paar er in Gemäßheit des §. 1240 a. a. O. nach Ver⸗ gazine 1693 Staͤlle, 


hältniß der begangenen Nachläffigkeit eine nachdrücklich 
willkürliche Geld⸗ oder Gefängnißſtrafe leiden und dieſe 


Courier. 


5 Militair⸗Gebaͤude, 737 Privat: 


Scheunen und Schuppen. — 
Vorſtädten werden an Vieh 


In der Stadt und den . N 
und 6 Füllen, 1 Maulthier, 


gehalten: 383 Pferde 


Strafe nach §. 1241 6. a. O. verdoppelt werden, 50 Ochſen, 251 Kühe und 14 Stuck Jung vieh; 


wenn er ſich eines ſolchen Vergehens nach vorgängiger 
Beſtrafung zum zweitenmale ſchuldig macht. Der 
Ankauf und Eintauſch von Fourage von Schirrmei⸗ 
ſtern oder Knechten der mobilen Armee und ihrer 
Trains darf bei Feſtungs⸗ oder Zuchthausſtrafe nach 


dem Reſer, vom 15. April 1806 (Edicten⸗Samml. 


von 1806 S. 753) gar nicht ftattfinden, fo wie nach 
9. 50 des Anh. zum Allg. Landr. ſich auch Niemand 
mit einem bekannten oder unbekannten Soldaten ohne 
Beiſein des Feldwebels oder Wachtmeiſters in Kauf⸗ 
geſchäfte einlaſſen fol, Wer einem Boots- oder an⸗ 
deren Schiffmanne Schiffsgeräthe, als: Tauwerk, 
Segel, Ruder u. dgl. ohne Vorwiſſen des Schiffers 
kauft oder ſonſt an ſich bringt, ſoll nach §. 1403 
Tit. 8 Thl. II. des Allg. Landr. nicht allein ſelbiges 
ohne Entgeld wieder herausgeben, ſondern auch über⸗ 
dies gleich demjenigen, der von verdächtigen Perſonen 
gekauft hat, beſtraft werden. 

Da Schiffer und Schiffsknechte oft in Bezug auf die 
ihnen anvertraute Ladung Veruntreuungen begehen, 
auch wohl durch deren Anfeuchtung die Schwere zu 
vergrößern ſuchen, damit ſie das ſich ergebende Ueber⸗ 
gewicht unter dem Namen von Ueberkahn oder Spratt 
verkaufen können, ſo ſoll, nach einer Verordnung 
vom 5. Mai 1809 (Matthis VIII. 262) das was 
ein Schiffer von ſeiner Ladung verkauft, in 
der Regel als geſtohlenes Gut betrachtet, und 
derjenige, wer einem ſolchen oder einem Schiffsknechte 
von der Ladung eines Kahns oder Stromſchiffes wiſ⸗ 
ſentlich etwas abkauft, als Diebeshehler, dem Diebe 
gleich beſtraft werden, ſeloſt wenn ſich die gekauften 
Sachen, fie mögen nun in Heu, Holz, Kaufmanns⸗ 
gütern oder anderen gewöhnlichen Schiffsladungsgegen⸗ 
ſtänden beſtehen, ſchon außer dem Kahne befunden ha⸗ 
ben ſollten. 

Geſtern Nachmittag hatte ſich in der Nähe des 
Wäldchens an der Roſenthaler Straße ein nicht unbe⸗ 
deutender Zuſammenlauf von Menſchen gebildet, da 
leider nur zu oft der geringfügigſte äußere Umſtand 
ausreicht, um Hunderte zu veranlaſſen, ſich neugierig 
in Haufen zuſammenzudrängen, weil verſtaͤndiger Weiſe 
von Jemanden ein Paar Individuen angehalten wor⸗ 
den waren, die ſchon an verschiedenen Orten Sachen, 
und darunter namentlich Fett und Zinngeſchirr, zum 
Kauf ausgeboten hatten, die ſie offenbar kurz vorher 
irgendwo geſtohlen: da ſie, wie es ſich bei dem Hin⸗ 
zutritt eines Polizei⸗Beamten bald ergab, nicht im 
Stande waren, den rechtlichen Erwerb derſelben nad: 
zuweiſen, und beide zur Klaſſe ſolcher Perſonen ge⸗ 
hören, welche ſchon öfter wegen Dledſtahl beſtraft wor⸗ 
den ſind. 5 | 


Es hat ſich das Gerücht verbreitet, daß dieſer Tage 
auf den Schienen der oderſchleſiſchen Eiſenbahn ein 
weiblicher Leichnam gefunden worden ſei. Was daran 
Thatſächliches uns zu Ohren gekommen iſt, beſteht in 
Folgendem: Sonnabend am ten d. M. Abends nach 
9 Uhr brachte ein Bote in den hieſigen Bahnhof die 
Nachricht, bei Kattern läge eine weibliche Leiche auf 
der Bahn. Die Bahn wurde fofort recognosciit, aber 
keine Spur einer Leiche aufgefunden, nur einer der 
Bahnwärter ſagte aus, er habe die Kunde von einem 
fremden Manne bekommen, und dieſelbe, ohne die 
Wahrheit zu unterſuchen, hierher berichten laſſen. 

i N (Bresl. Erz.) 


Liegnitz, vom 9. Jan. — Nach der im Monat 
December v. J. aufgenommenen ſtatiſtiſchen Lifte 
hatte die Stadt Liegnitz 13150 Einwohner, darunter 
6262 maͤnlichen und 6888 weiblichen Geſchlechts; 
nach dem Religionsverhältnifle find von dieſer Ein⸗ 
wohnerzahl 10780 evangeliſch, 2038 katholiſch und 
332 Juden. — An Gebäuden find im Bereich der 
Stadt Liegnitz: 4 Kirchen und Be 
bäufer, 2 Gebäude zu wohlthaͤtigen Anſtalten, 3 
Gebäude zur Geſchaͤftsführung der koͤniglichen und 
ſtaͤdtiſchen Behörden, 20 Gebäude zum Gebrauch 


3 


He, 
Te 


Bethaͤufer, 7 Schul: , 


219 Schaafe, 40 Ziegenböde und Ziegen, 253 
Schweine. 


e Hirſchberg, vom 6. Januar. — Wenn ich 
den Satz ausſpreche, daß die Zahl der Armen von 
Jahr zu Jahr wechſt, ſo wuͤrde ich damit Nieman⸗ 
dem eiwas Neues ſagen. Die Sache iſt leider be 
kannt genug. Bereits beſchaͤftigen ſich alle namhaf⸗ 
ten oͤffentlichen Organe mit der wachſenden Noth 
und den Mitteln, ihr abzuhelfen; nnr gewiſſe Blaͤt⸗ 
ter, welche ihre Spalten mit einfaͤltigen Geſchichten, 
afghaniſtaniſchen Berichten und ſchafledernen Gedich⸗ 
ten füllen, bekummern ſich um dergleichen, wie um 
alle andern Sachen, welche die Gegenwart bewegen, 
nicht. Ich will den hierher gehörigen reichen Stoff 
nicht in meinen gegenwärtigen Bericht drangen, ſon⸗ 
dern mir nur die ſpecielle Frage ſtellen: Wie kann 
die Zahl der Armen in den Gemeinden auf die 
moͤglichſt kleinſte Zahl beſchraͤnkt bleiben? Wodurch 
kann man dem Strome der immer mehr ſich ver⸗ 
mehrenden Armen entgegen treten? | 

Einfach wird es dadurch geſchehen, daß wenn 
anders nicht der Wohlſtand eines ganzen Ortes durch 
gelahmte Induſtrie zu Grunde gerichtet iſt, jede Ger 
meinde fuͤr ihre Armen ſorgt. Im Allgemeinen gilt 


Perſonen durch ihr 
Leben ſich um all' 


oder 
eit ſo 


armung ihren vollſtaͤndigen Hoͤhengrad RN 


liche Pflege au 
meinde nicht das 


— 
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tung, einzuſchreiten. Auf dieſen Satz ſich ſtützend, wirft der Einſender mißtrauiſch fragende Blicke in 


kann man ſehr häufig die Aeußerungen vernehmen: 
„Nun, wenn ich Nichts mehr habe, erhungern 
laſſen kann man mich doch nicht; man kann mich 


doch nicht — ich citire wortlich — auf dem Miſte 
liegen laſſen“ u. dgl. Sollte die Gemeinde, wenn 
ihr die Verpflichtung obliegt, ihre Armen und 
Kranken zu erhalten und zu verpflegen, nicht au 
berechtigt weiden, da ſchon einzuſchreiten, wenn 
ſie bemerkt, wie man hier und da in ihrer Mitte 
der öffentlichen Unterſtuͤzung muthwillig entgegen 
eilt? Sollten die Kraͤfte und das Vermoͤgen ſolcher 
Perſonen nicht, während es noch auf der Neige iſt, 
im Intereſſe des Ganzen mit Beſchlag zu belegen 
ſein? Ich will hierbei noch einen Punkt berühren, 
der ganz hierher gehört. Wenn jetzt Jemand in der 
Gemeinde fo weit gekommen iſt, daß er der allge: 
meinen Unterſtuͤtzung bedarf, und er beſitzt wohl: 
habende Verwandte, ſo wird er ohne Weiteres dieſen 
zugewieſen. Daß ich hier gar nicht von unverſchul⸗ 
deten Zuſtaͤnden, ſondern von ſolchen rede, die durch 
Verſchwendung, Muͤßiggang, Ausſchweifung ꝛc. ſelbſt 
herbeigeführt worden ſind, will ich zum Ueberfluß 
noch bemerken, obgleich es ſich wohl von ſelbſt ver⸗ 


ſtehen mag. Iſt es billig, jetzt den wohlhabenderen 


Verwandten die Unterhaltung eines der Huͤlfebedürf⸗ 
tigen ohne Weiteres aufzubürden. Wo eine 
Pflicht iſt, da ſoll ſtets gegenuͤber ein Recht ſein. 
Nehmen wir nun zwei Verwandte A. und B. an. 
A. iſt ordentlich, fleißig, arbeitet täglich ein paar 
Stunden mehr, verſagt ſich faſt jedes Vergnuͤgen, 
um die Seinen wohl zu verſorgen, um einen Pfennig 
u ſparen fuͤr die Tage des Alters und der Noth. 
8. iſt ein Muͤßiggaͤnger, der aus einem Trinkhauſe 
ins andere, von einer Spielbank zur andern ꝛc. geht. 
A. ſieht, wohin das fuͤhren wird; allein er hat nicht 
das Recht, etwas dagegen zu thun. Erſt wenn B. 
Alles verſchwendet hat, wenn ſein verwuͤſteter Koͤr⸗ 
per zur Arbeit unfaͤhig lſt, dann wird er in Anſpruch 


genommen, dann muß er die Pfennige, welche er 


für feine Familie, für feine Tage der Noth und 
des Alters durch Fleiß und Sparſamkeit geſammelt 
hat, nehmen, um fie einem luͤderlichen Menſchen zu 
reichen, der zufaͤllig ſein Bluts⸗, wenn auch weder 
Geiſtes⸗, Herzens» und Charakter ⸗ Verwandter iſt. 
Ich frage, iſt es billig, ſolche Pflichten Jemanden 
aufzuerlegen, ohne ihm ein denſelben voͤllig ent⸗ 
ſprechendes Recht einzuraͤumen? Billig, von Eis 
nem zu verlangen, was offenbar die Gemeinde 
zu tragen hat, welche durch ihre ganze Verfaſſung 
auf der einen Seite es geſtattet, daß Jemand ſo 
lalige luͤderlich fein kann, bis er fremder Huͤlfe zur 
Laſt fallen muß, und auf der andern dem Einen, 
den ſie dann mit Pflichten in Anſpruch nimmt, das 
Recht verſagt, die Verwandten, welche offenbar dem 
Elende entgegen eilen, zur Arbeit zu zwingen, ober 
darauf anzutragen, daß ſie durch eine kompetente 
Behoͤrde dazu gezwungen werden. Sollte dieſer 
Gegenſtand nicht eine groͤßere Aufmerkſamkeit ver⸗ 
dienen? 
3 

Patſchkau, vom 6. Januar. — Bei der letzten 
im Monat December v. J. erfolgten Einwohnerzählung 
ergab ſich eine Zahl von 3762, exel. des Militaits, 
das 121 Köpfe zählt. — Die Stäoteordnung zählt 
(nach §. 10) diejenigen Städte, die 3500 bis 10,000 
Seelen haben, unter die Mittelſtädte oder zweite Klaſſe, 
welches aber auf die Gewerbeſteuer Veranlagung keinen 
Einfluß hat, dei weicher Patſchkau zur dritten Klaffe 
gehört, und vermöge ſelner gewerbsloſen Lage in ſeldi⸗ 
ger verbleiben dürfte. — Der provinzialſtändiſche Aus⸗ 
ſchuß für Errichtung eines Landſtändehauſes zu Bres⸗ 
lau hat abermals eine Aufforderung zur „Baukoſten⸗ 
Antheils⸗Zeichnung“ erlaſſen. Ob unſere Stadtyerord- 
neten⸗Verſammlung bei bisheriger Verweigerung behar⸗ 
ren oder nachträglich die Coucurrenz anerkennen werde? 
iſt noch unbekannt. 

Erwiederung 
auf das im Intereſſe der „ſchleſiſchen Schullehrer⸗ 
b Zeitung“ mitgetheilte Gerücht. 

Die Beilage zur zweiten dies jaͤhrigen Nummer der 
yſchleſiſchen Zeitung“ enthält unter der Angabe: „Aus 
der Provinz, vom 30. December“ als Gerücht: „Es 
hätten einige Lehrer (muthmaßlich) in Goldberg die 
Conceſſion zu einer zweiten Zeitfchrift für das evan- 
geliſche Schul, und Erziehungsweſen nachgeſucht und 
auch erhalten.“ Der Einſender dieſer Mittheilung 
bedauert dies, weil die bereits beſtehende „ſchleſiſche 
Schullehterzeitung“ für dieſen Zweck vollkommen aus⸗ 
reiche. Er fügt im Intereſſe dieſer Zeitſchriſt hinzu: 
bei der Tüchtigkeit der Redaktion derſelben und un⸗ 


ter der Bedingung, daß die Schrift mit Ausſchluß 


alır kriechenden und hündiſch wedelnden Aufſaͤtze den 
Fortſchtitt ſtets mannhaft vertrete, ſei zu wünſchen, 
vaß die Theilnahme der Lehrer an der „ ſchleſiſchen 
Sullehrerzeitung“ bald fo allgemein werde, daß die 
Zeitung woͤchentlich erſcheinen koͤnne, wozu es an 
Stoff ſicher nicht fehlen werde. Auf die angeblich 


als Gtrücht bezeichnete zweite Zeitſchriſt dieſer Ar! 


Bezug auf die etwaige Richtung derſelben, auf die 
Tüchtigkeit ihrer Herausgeber und Leiter, ja auch auf 
den Ort ihres Erſcheinens, und ſchließt mit der Be⸗ 


geeignete Perſonen zu fortwähtender Korreſpondenz 


mit der Redaktion gegen entſprechendes Honorar zu 


veranlaſſen. j 
Aus dieſer, durch Mittheilung des obengenannten 


merkung: „Das kann Niemand leugnen — und die Gerücptes hervorgerufenen Auseinanderſetzung meines 
Lehrer det Provinz werden doffentlich zuſtimmen — bereits ins Leben getreienen, zu Forderung des vater⸗ 


eine gute pädagogiſche Zeitſchrift ii beſſer, a 


ch zwei ſchlechte.“ 


Hierauf diene Nachſtehendes zur Erwiererung: 
„Die Conceſſion zu einer pädagogischen Zeilſchrift 
iſt von den Lehrern in Goldberg in der That Rad: 
geſucht und Unterzeichnetem zu Theil geworden, der 
die Schrift als Redakteur unter alleiniger Verant⸗ 
wortlichkeit und mit voͤllig freier Hand leiten wird. 
Die von ihm repigirt werdende pädagogiſche Zeit: 
ſchrift hat aber nicht, wie angeblich das Gerücht be⸗ 
ſagt, „das evangeliſche Schulz und Erziehungsweſen“ 
allein zum Zwecke, daſſelbe auch nicht im Allgemeinen, 
ſondern das geſammte Volksſchulweſen ohne 
Ausſchluß einer Konfeffion, und zwar nur 
das ſchleſiſche. Auch iſt die Zeitſchrift nicht etwa 
eine ſchleſiſche Schullehrerzeitung, ſondern eine ſchle⸗ 
ſiſche Volksſchulzeitung, alſo nicht vorherrſchend ein 
Lehrerblatt, ſondern eigentlich eine Kommunalſchrift, 
d. i. eine Zeitſchrift für die Kommunen in Stadt 
und Land unſerer Provinz, weshalb ſie auch den 
Titel führt: „Schleſiſche Volsſchul⸗Zeitung — Kom: 
munalfchrift für das geſammte ſchleſiſche Volksſchul⸗ 
weſen.“ Die Tendenz der Schrift beſteht darin: in 
den Kommunen den Sinn für das ſchleſiſch⸗valer⸗ 
laͤndiſche Volksſchulweſen, als eine der wichtigſten 
Kommunal- Angelegenheiten jedes Ortes zu wecken 
und zu beleben und das einmuͤthige und thatkräftige 
Zuſammenwirken aller der Perſonen zu fördern, die 
an dem ſchleſiſchen Volksſchulweſen überhaupt und 
an dem der einzelnen Oerter ins beſondere betheiligt 
ſind. Die Schrift gebt aus der lebendigen Ueber⸗ 
zeugung hervor: das Volksſchulweſen befindet ſich in 
fortwährender Entwickelung; die Bahn hierzu iſt in 
der Epoche, zu welcher die Gegenwart noch gehoͤrt, 
durch die vom Staate getroffene organiſche Gliede⸗ 
rung in Verwaltung des Volksſchulweſens von einem 
hohen Miniſterio des Kultus an, durch die hoͤhern 
und hohen Behoͤrden hindurch, bis zu den Ortsſchul⸗ 
vorſtänden herab gebrochen worden und wird durch 
dieſelbe fort und fort geleitet; auf dieſem ſtaatsge⸗ 
ſetzlichen Wege liegen noch mannigfache Keime der 
Entwickelung, kräftigerer Anregung bedürftig, unter 
andern das Inſtitut der Ortsſchulvorſtaͤnde in den 
Städten und auf dem Lande, in deren Händen die 
ort⸗ und zeitgemäße Anwendung und Ausführung 
der geſetzlichen Beſtimmungen ruht, ein Inſtitut, das 
vieler Belebung bedarf; es liegt in dem Willen der 
Staats behoͤrden und im Geiſte der Geſetze, daß das 
Volksſchulweſen in und aus dem Volke ſich fort: 
entwickele und geſtalte, mehr und mehr Volksſache 
werde und ſich nach und nach zu der lebens vollen 
und lebenskräftigen National⸗Bildungsanſtalt erhebe, 
aus welcher ein in jeder Hinſicht tüchtiges Volk ker: 
vorgeht; die Volksſchule ſteht in Verbindung und 
Wechſelwirkung mit Haus, Kirche und Staat, nur 
durch inniges Zuſammenwirken dieſer Volks bildungs 
Anſtalten kann das Volksſchulweſen gedeihen. — Die 
„ſchleſiſche Volksſchulzeitung“ ſtellt ſich vermittelnd 
zwiſchen dieſe die Volksbildung bedingenden Gewal⸗ 
ten, deren gemeinſamen Einfluß auf das Volksſchul⸗ 
weſen fordernd. Eden deshalb tritt fie als Zeitung 
auf, nicht allein inſofern, als fie periodiſch, nämlich 
allmonatlich in je zwei Bogen erſcheint, ſondern 
weſentlich dadurch, daß fie in die jederzeitigen Zu: 
ſtaͤnde und Verhaͤltniſſe des Volksſchulweſens eingreift. 
Ihre Eigenthümlichkeit ſoll in dem anregenden Ele⸗ 
mente beſtehen, welches durch alle ihre Mittheilungen 
ſich hinziehen und beſonders in ihren Korreſpondenz⸗ 
artikeln hervortreten wird. Sie ſoll das Gute, was 
an einzelnen Orten für das Volks ſchulweſen geſchieht 
und geſchehen, veroͤffentlichen, fol Rath und That 
mittheilen zu Beſeitigung von Uedelſtänden, welche 
das Gedeihen des Volksſchulweſens hindern, ſoll ein 
Band werden zwiſchen den vielen und verſchiedenen 
Schulſocietaͤten der Provinz, ein Sprechſaal, ſowohl 
fur Schulvorgeſetzte und Lehrer, als auch für Kom: 
munalglieder, Eltern und Schulfreunde, kurz ein ger 
meinſames Organ fuͤr Alle, denen das Wohl der 
vaterlaͤndiſchen Schuljugend und deren Bildungsan⸗ 
ſtalten am Herzen liegt. — Der erſte Bogen der 
„ſchleſiſchen Volksſchutzeitung“ iſt zum 1. Januar e. 
an die Königlichen Regierungen, an alle geiſtliche 
und weltliche Kreisvorgeſetzte der Provinz ohne Un⸗ 
terſchied der Konfeſſion und an ſaͤmmtliche Magifteäte, 
als ſtädtiſche Schulpatrone, abgeſendet worden, mit 
der Bitte: den Anfang der Schrift, der über Pie 
und Korrefpondenz das Nähere enthalt, in ihren 


Auſſichts⸗ und Verwaltungskreiſen in Cours zu ſetzen, 
zu Bildung von Leſekreiſen in den Stadt und Land. 


inden durch welche Einrichtung 
gemeinden aufzufordern, 0 175 e 79 


theils die Schrift eine te Verbr 
theils der an die Poftämter vierteljährig zu zahlende 
Abonnementspreis von elf Sülbergroſchen drei Pfen: 
nigen für den Einzelnen weniger fühlbar wird), und 


ls ländiſchen Voiksſchulweſens begonnenen 
erhellt, daß die „ ſchleſiſche Volksſchulzeitung“ baupis | 
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Unternehmens 


ſaͤcplich für einen andern Kreis von Leſern und kor⸗ 
reſpondirenden Theilneymern beſtimmt iſt, als die 
„ſchleſiſche Schullehrerzeitung,“ fo wie fie ſich auch 
von dieſer durch umfangsreichere, wenn auch ähnliche, 
Tendenz, unterſcheidet. Ich kann die in der Mit⸗ 
theilung jenes Geruͤchtes verſteckt liegende Beforgniß, 


als werde die Schullehterzeitung durch mein Unter⸗ 


nehmen Abbruch erleiden, nicht theilen. Warum ſoll⸗ 
ten nicht beide Zeitſchriften neben einander 7 
worum nicht vielmehr gegenſeitjg ſich fördern koͤnnen! 
Wenn auch die Lehrer zu Bildung von Leſekteiſen 
fuͤr die Volksſchulzeitung in ihren Gemeinden thaͤtig 
ſind, ſo werden ſie dennoch die für ihre Fortbildung 
beſonders beſtimmte, ſo billige Schullebrerzeitung 
auch ferner leſen und wird bei den Vorausſetzungen, 
welche der Einſender im Inkereſſe dieſer Schriſt 
aufſtellt, ihre Theilnahme an derſelben auch zuneh⸗ 
men. An Stoff zu Mittheilungen werde es ja, 
was geäußert wird, nicht fehlen, und ſo wird 
ſchwerlich Mangel an ſolchen entstehen, wenn auch 
ein Theil der Lehrer mich durch Correſpondenzen und 
andere Aufſaͤtze erfreut. Sollte etwa der Einſender 
beſorgen, daß ich durch mein Unternehmen eine 
Oppoſition gegen die Schrift, in deren Intereſſe er 
ſchreibt, bilden wolle, fo bitte ich ihn, in den Eroͤff⸗ 
nungsworten meiner Zeitung meine Leußerung über 
die „ſchleſiſche Schnllehrerzeitung“ nachzuleſen; auch 
bin ich bereit, die, beiden Zeitungen zum Grunde 
liegende gemeinſame Idee in meiner Zeuſchrift offen 
und wahr nachzuweiſen. Ob die mißtrauiſchen Aeu⸗ 
ßerungen des Einſenders gegründet ſind, das wird 
der Verfolg meiner Zeitſchrift lehren, die ſich in ihren 
eigentlichen Geſchaͤftsaufſaͤtzen und Korreſpondenz⸗ 
artikeln über alles Perfönliche ſtellt und ohne Leiden⸗ 
ſchaftlichkeit, ruhig, feſt, offen, wahr und im Geiſte 
der Humanitaͤt die Volksſchulangelegenheiten verhan⸗ 
deln wird. Vorläufig verweiſe ich den Anonymus an 
den Hrn. Redakteur der „ſchleſiſchen Schullehrerzei⸗ 
tung“, dem ich ſowohl perſönlich, als auch in päda- 
gogiſch⸗literariſcher Hinſicht bekannt bin. Durch feine 
Schlußbemerkung hat Erſterer uns: Beiden eben keine 
Schmeichelei gefagt. Meine Zeitſchrift kann und wird 
indeß die, ſchleſiſche Schullehrerzeitung“ nicht ſchlecht 
machen; im Gegentheile werde ich mich beſtreben, dem 
anerkannt tuͤchtigen Herausgeber und Leiter derſelben 
nachzueifern, damit die „ſchleſiſche Volksſchulzeitung“ 
auch eine gute Schrift ſei und das Publikum in 
Gegenſotze zu des Anonymus Schlußbemerkung fagen 
koͤnne: das kann Niemand laͤugnen — und die Ley⸗ 
rer der Provinz werden hoffentlich zuſtimmen — 
zwei gute paͤdagogiſche Zeitſchriften ſind noch beſſer 
als eine gute. — Uebrigens hat mir der Einſen⸗ 
der durch feine Annonge den Dienſt erwieſen, daß 
ich bin veranlaßt worden, mich über mein begonne⸗ 
nes Unternehmen in einer weit und breit geleſenen 
Zeitung aus zuſprechen und daſſelbe zu allgemeiner 
Beachtung und Theilnahme zu empfehlen. 
Goldberg den 5. Januar 1844. 
Der Lehrer Hinke. 


Bekannt mach un 
Vom 1. October bis ult. Dec. 1843 ſind der 
hieſigen Armen⸗Caſſe zugegangen: 
a A. Vermaͤchtniſſe. 
1) Von der verw. Frau Regierungs Calculator 
Kegel 1000 Rihlr. — 2) Von dem Partikulie t. Hrn. 


Landshutter 50 Rthlr. — 3) Von dem i 
Herrn Fried. Wiesner 25 Riplr. 9 
5 re A e 

1) Von dem Commiſſionair Herrn Anders 

10 Pf. — 2) Von einem Ungenannten 20 Be 
— 3) Von dem Bäckermeiſter Herrn Schramm 
1 Kthlr. 9 Sgr. 6 Pf. — on dem Kaufm 
Herrn Tſchirſchnitz die von dem Königl. Hochwohl⸗ 
loͤblichen Polizei » Prafidium hierſelbſt überwiefenen 
2 Rihle, — 5) Von dem Befiger des Affentheaters 
Herrn Uhlmann, die Einnahme von der am 1 Nov 
c. gegebenen Vorſtellung zum Beſten der N 

on einem Ungenann. 
Mauermeiſter H 
Von dem Maſchinenmeiſter 


ten 8 Rthlr. — Von dem 
Studt 20 Sgr. — 8) 


plan bei der oberſchleſiſchen Eiſenbahn Herrn Schlar⸗ 


baum aus einer Vergleichſache B. e. a, 
— 9) Vom Kaufm. Herrn Prausnig 13 3 
10) Von dem Hausbefiger Herrn Wiesner 1 Nihir 
21 Von dem Schiedsmann Kaufm. Hrn. Sturm aug 
einer Vergleichſache ! Rthlt. 11 Sgr. — 12) Von 
dem Gerbermeiſter Heren Windberger 15 Sgt. 

Breslau, den 5. Januar 1844, 

Die Armen Direction, 


